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öpäter und plötzlicher als in Deutschland vollzog sich in Oester- 
reich der Uebergang von der feudalen zur liberalen Agrarverfassung. 
Der Sprung aus dem Mittelalter in die Neuzeit, aus der Gebundenheit 
in die Freiheit geschah fast unvermittelt nach einer agrarpolitischen 
Stagnation von mehreren Decennien. Ein halbes Jahrhundert ist seither 
verflossen. Haben sich die goldenen Hoffnungen erfüllt, die man all- 
gemein an die Beseitigung der veralteten Schranken geknüpft hatte? 
Für diese Frage, die neuerdings in den meisten europäischen Staaten 
aufgeworfen worden ist, bietet gerade Oesterreich ein besonders in- 
teressantes Untersuchungsobjekt; einmal wegen der Vielgestaltigkeit, 
welche die wirtschaftlichen Verhältnisse in den einzelnen Kronländern 
aufweisen — man denke an solche Kulturgegensätze, wie Böhmen und 
Galizien, wie Niederösterreich, Tirol und Dalmatien - — , dann auch des- 
wegen, weil hier die Beseitigung der feudalen Wirtschaftsverfassung 
radikaler und bauernfreundlicher durchgeführt worden ist, als in den 
meisten deutschen Staaten. Dazu kommt, daß gerade aus Oesterreich 
Klagen über den Niedergang des Bauernstandes besonders häufig und 
laut erhoben werden, und daß dabei die Schuld vielfach weder der 
Rückstau digkeit des bäuerlichen Wirtschaftsbetriebes, noch der un- 
günstigen Preiskonjunktur gegeben wird, sondern daß ausschließlich das 
liberale Agrarrecht für die beklagten Mißstände verantwortlich ge- 
macht wird. 

Leider fehlt es aber fast durchaus an objektiv festgestellten That- 
sachen, welche geeignet wären, die Richtigkeit solcher Behauptungen 
zu prüfen. Es verdient deshalb alles, was unsere Kenntnisse über 
die landwirtschaftlichen Verhältnisse Oesterreichs, sowie insbesondere 
über deren Entwickelung seit dem Jahre 1848, zu vermehren vermag, 
die sorgfältigste Beachtung der Volkswirte. Vor kurzem ist nun, an<r 
läßlich des 50-jährigen Regierungsjubiläums des Kaisers Franz Josef, 
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ein 4-bändiges Werk erschienen 1 ), worin die Entwickelung dargestellt 
ist, welche die Land- und Forstwirtschaft Oesterreichs und ihre In- 
dustrien seit dem Jahre 1848 — dem Jahre der Thronbesteigung des 
Kaisers und dem Geburtsjahre der liberalen Agrarverfassung — ge- 
nommen haben. Dieses Werk, an dem mehr als 80 Fachmänner — 
Gelehrte, Verwaltungsbeamte, Praktiker — mitgearbeitet haben, leidet 
zwar an den konstitutiven Mängeln jeder derartigen Sammlung von 
Einzelarbeiten: Ungleichheit des Standpunktes der einzelnen Autoren, 
TTngleichmäßigkeit der Behau dlungs weise, Widersprüche, Wiederholungen 
u. s. w.; es bringt aber doch ein so reichhaltiges und großenteils neues 
Thatsachenmaterial, es enthält eine Reihe so interessanter Arbeiten, daß 
es wünschenswert erscheint, das Ergebnis dieser umfangreichen Detail- 
forschungen einem größeren Publikum zugänglich zu machen. Im 
folgenden ist deshalb der Versuch gemacht, auf Grund und an der 
Hand jenes Jubiläumswerkes ein gedrängtes, einheitliches Bild von der 
Entwickelung der organischen Urproduktion in Oesterreich während der 
letzten 50 Jahre zu entwerfen. Dabei wird sich Gelegenheit ergeben, 
auf manche Lücken in dem Werke hinzuweisen und manchen Ab- 
weichungen von den Ansichten der Mitarbeiter Ausdruck zu geben. 
Die früher erwähnten Mängel des Sammelwerkes werden sich bei dieser 
zusammenfassenden Darstellung naturgemäß weit weniger fühlbar machen. 
Eine gewisse Ergänzung des in dem Werke Gebotenen wird jedoch 
durch den Umstand notwendig, daß der Charakter der Publikation als 
einer Jubiläumsgabe für den Kaiser die Kritik der Verhältnisse und 
Maßregeln vielfach ganz zurückgedrängt hat. Ja, einzelne Mitarbeiter 
scheinen ihre Aufgahe darin erblickt zu haben, nur die Lichtseiten 
übermäßig zu preisen, die Schattenseiten dagegen gänzlich zu ver- 
schweigen. Solchenfalls ist im folgenden der Versuch gemacht, das 
Gleichgewicht wieder herzustellen. Hingegen konnte eine Verbesserung 
der zum Teile recht verfehlten Systematik des Werkes in dieser Skizze 
nicht unternommen werden. Die Darstellung behält vielmehr die in 
dem Werke selbst enthaltene Reihenfolge bei 

Der erste Halbband umfaßt die Geschichte der Agrar- 
verfassung und der Agrarverwaltung in Oesterreich. 

An die Spitze des ganzen Werkes ist mit Recht die Grund- 
entlastung (Grünberg) gestellt. Diese großartigste Reformaktion, 
die je in Oesterreich stattgefunden hat, leitet in ruhmvoller Weise die 
Regierung des Kaisers Franz Josef ein. Kaum je sonst ist ein solches 
Riesenwerk, eine so fundamentale wirtschaftliche Umwälzung, in so 
kurzer Zeit, mit so geringen Kosten und so zur Zufriedenheit aller 
Beteiligten durchgeführt worden, wie es die Grundentlastung in Oester- 



1) Geschichte der österreichischen Land- und Forstwirtschaft und ihrer Industrien 
1848—1898. Festschrift zur Feier der am 2. Dezember 1898 erfolgten 50-jährigen 
Wiederkehr der Thronbesteigung Sr. Majestät des Kaisers Franz Josef I., herausgegeben, 
Ton dem hierzu gebildeten, unter dem Protektorate Sr. Excellenz des k. k. Ackerbau- 
ministers Michael Freiherrn von Käst stehenden Komitee. Wien 1899 — 1901. Ein 
5. Band soll Nachträge und einzelne Specialdarstellungen enthalten. 
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reich gewesen ist 1 ). Ein echtes Kind der Revolution des Jahres 1848, 
ist sie durchaus antihistorisch, rationalistisch. Nicht die Fortbildung 
oder Verbesserung des seit Jahrhunderten überkommenen Zustandes 
ist ihr Ziel, sondern die Neuschaffung, die grundlegende Aenderung 
der gesamten Agrar Verfassung. Trotz dieses ihres revolutionären 
Charakters ist sie aber doch keineswegs so unvermittelt gekommen, 
als es äußerlich den Anschein haben mag. Sie hat schließlich doch nur 
dasjenige allgemeiner und konsequenter verwirklicht, was schon die 
großen Herrscher des 18. Jahrhunderts angestrebt hatten. Schon Kaiser 
Joseph hatte die Aufhebung des Unterthänigkeitsverhältnisses durch- 
fuhren wollen, die Verwandlung der verschieden abgestuften Besitzrechte 
der Bauern an ihren GKitern in freies, unbeschränktes Eigentum, die Be- 
seitigung der Frondienste, der Zehnten, der Natural- und Geldabgaben 
der Bauern an ihre Herrschaften und die Ersetzung dieser Reallasten 
durch amortisable Geldrenten; er war aber mit diesem Plane, wie mit 
so vielen anderen, nicht durchgedrungen. Die ersten Keime für den 
Schutz der leibeigenen Bauern gegen Bedrückung und Aussaugung 
durch die Gutsherrn finden sich schon im 17. Jahrhunderte; die da- 
maligen Herrscher setzten sich zu Gunsten der „k. k. Kontribuenten w 
ein und gaben damit das erste Beispiel eines ländlichen Arbeiterschutzes. 
Maria Theresia ging in ihren Robotpatenten weiter; sie suchte nicht 
nur die Urbarialschuldigkeiten zu begrenzen, sondern sicherte auch das 
Bauernland gegen die Aufsaugung durch die Gutsherrschaft; ja, in den 
kaiserlichen Domänen hob sie sogar die Erbunterthänigkeiten auf und 
führt die Ablösung der Fronden durch (Raabisches System). Diese 
letzteren, grundlegenden Neuerungen, welche die Kaiserin nur als Gutsfrau 
anzuordnen wagt, will der Kaiser Josef allgemein einfuhren. Es gelingt 
ihm, durch das Leibeigenschaftspatent die persönliche Rechtsstellung 
der Bauern bedeutend zu heben, und er stärkt auch die bäuerlichen 
Besitzrechte. Dagegen mußte aber sein größtes Reformwerk, die Steuer- 
und Urbarialregulierung, durch welche die gutsherrliche Arbeitsverfassung 
allgemein beseitigt und Geldzahlungen an die Stelle der unterthänigen 
Arbeitsleistungen gesetzt werden sollten, gleich nach dem Tode des 



1) Das Gegenteil behauptet allerdings Jordan-Rozwadowski in seinem Artikel 
„Die Bauern des 18. Jahrhunderts und ihre Herren" (s. diese Zeitschrift Bd. 20, S. 339 ff.). 
Er ist der Ansicht, daß wir in Oesterreich „in wirtschaftlicher Hinsicht noch mitten in 
der Durchführung der Grundentlastung stehen", und er wirft mir vor, mein Buch 
„Oesterreichs Agrarpolitik seit der Grundentlastung" enthalte einen krassen inneren 
Widerspruch: während ich in der Einleitung sage, daß, wo gegenwärtig agrarische 
Uebelstände vorlägen, sie gewiß nicht mehr auf die Grundentlastung zurückzuführen 
seien, beweise der ganze Inhalt meines Buches das strikte Gegenteil hiervon. Daß 
Jordan-Rozwadowski mir ein so seltsames Mißverstehen meiner eigenen Unter- 
suchungen zumuten konnte, rührt ebenso seine die erst citierte Ansicht lediglich daher, 
daß er selbst dem Worte „Grundentlastung" eine ganz andere Bedeutung beilegt als ich. 
Allgemein versteht man darunter nämlich nichts anderes, als die Ablösung der bäuer- 
lichen Grundlasten, die Aufhebung des grundherrlichen Obereigentumes und des Patri- 
monial Verhältnisses, nicht aber die Beseitigung sonstiger kulturfeindlicher Ueberreste 
der alten Agrarverfassung, woran Jordan-Rozwadowski denkt. Daß in letzterer 
Hinsicht Oesterreich wichtige und dringende Aufgaben erst noch zu lösen hat, das 
klar zu machen war doch geradezu der Zweck meiner Untersuchungen. 
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Kaisers sistiert werden. Es folgt nun ein halbes Jahrhundert völliger 
Stagnation in agrarpolitischer Hinsicht, ein Zustand, dem erst durch 
den Ausbruch der Revolution des Jahres 1848 ein Ende bereitet wird. 
Jetzt muß mit größter Eile und in radikaler Weise nachgeholt werden, 
was wahrend zweier Menschenalter versäumt worden war. Später, aber 
in unvergleichlich besserer Weise, als in vielen anderen Kulturstaaten, 
ist bei uns die Auflösung der feudalen Agrarverfassung erfolgt. Im 
kaufe ganz weniger Jahre wurden die Grundlasten von 2,6 Mill. Ver- 
pflichteten zu Gunsten von 54 267 Berechtigten in Geld abgeschätzt 
Diese Grundlasten bestanden aus jährlich 38 1 /, Mill. Tagewerken (Fuß- 
oder Handrobot), aus 29 x / a Mill. Tagen Zugrobot, ferner aus Zehnten 
im Jahreswerte von 4 Mill. £L C. M., aus 2 Mill. Metzen Getreide und 
aus 5,8 Mill. fl, 0. M. jährlicher Geldleistungen. Die ermittelten Grund- 
entlastungsrenten machten 14 1 / 2 Mill. fl. CM. aus, das gesamte Grund- 
entlastungskapital fast 290 Mill. fl. C. M., wovon ungefähr 112,6 Mill. 
durch die Verpflichteten, 144 Mill. durch die Kronländer aufzubringen 
waren. Die wirtschaftlichen und sozialen Polgen dieser Reform waren 
durchaus günstig, und zwar sowohl für die Bauern als auch für die 
früheren Gutsherren. 

Ein Gegenstück zu dieser „Grundentlastung" bildet die „Grund- 
lastenablösung und -regulierung" (Schiff), eine Operation, 
die am Ende der 50er Jahre in Angriff genommen worden, heute 
aber noch nicht vollständig beendigt ist. Obgleich auch diese hoch- 
wichtige Reformaktion vielfach nicht minder tief in die wirtschaft- 
lichen Verhältnisse der bäuerlichen Bevölkerung eingegriffen hat, als 
die Grundentlastung, war sie doch bis vor kurzem in der Litteratur 
ganz unbeachtet geblieben. Und doch hat sie die schwerwiegendsten 
und zumeist sehr nachteilige Folgen für die davon betroffenen Bauern- 
wirtschaften gehabt. 

Waren durch die Grundentlastung diejenigen Reallasten abgelöst 
worden, welche auf bäuerlichem Boden zu Gunsten der Großgrund- 
besitzer geruht hatten, so sollten durch diese zweite Aktion diejenigen 
Realrechte beseitigt oder doch unschädlich gemacht werden, welche 
auf herrschaftlichen Gütern, insbesondere auf Wäldern, Weiden und 
Alpen zu Gunsten der Bauern wirtschaften lasteten. Die „Wald- und 
Weideservituten", um die es sich dabei handelt, bilden auch heute 
njooh vielfach, namentlich in den Alpengegenden, einen integrierenden, 
ja unentbehrlichen Bestandteil der bäuerlichen Wirtschaften, und früher 
war dies in noch höherem Maße der Fall. Ohne die Wald- und Weide- 
nutzungen könnte die Viehwirtschaft, auf welche die Natur die Alpen- 
bauern verweist, vielfach gar nicht betrieben werden. Die genannten 
Nutzungsrechte haben denn auch eine ungeheure Verbreitung in Oester- 
reich. Allein in den Alpenländern waren um die Mitte des Jahr- 
hunderts mehr als 2 Mill. Hektar Forste mit solchen Servituten be- 
lastet. Es berührte somit die in Rede stehende Operation geradezu 
ein Lebensinteresse eines Teiles des Bauernstandes. Dennoch ist sie 
in einer Weise vorgenommen worden, welche den verpflichteten Groß- 
grundbesitzern auf Kosten der Servitutsberechtigten Bauern bedeutende 
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Vorteile augewendet hat. Bei der Ablösung der Servituten wurden 
die aufzuhebenden Nutzungen weit unter ihrem wahren Werte in An- 
schlag gebracht, so daß die Servitutsberechtigten Bauern ein Ablösungs- 
kapital erhielten, das nur einen geringen Teil des Wertes besaß, den 
das bisherige Nutzungsrecht für sie gehabt hatte. Diese Operation be- 
deutete also die Konfiskation eines sehr erheblichen Teiles der bäuer- 
lichen Nutzungsrechte. Sie mußte aber überall dort, wo die bäuer- 
liche Wirtschaft auf die Servitutsnutzungen basiert war und diese ein 
unentbehrliches Hilfsmittel für die Viehzucht darstellten, von geradezu 
verderblicher Wirkung für den Bauernstand sein. Der Niedergang der 
Bauernwirtschaften ist in vielen Alpengegenden sicherlich zum Teil 
gerade durch diese Servitutenablösungen verursacht worden. Nicht 
minder ungünstig für die Bauern waren aber großenteils die Servituten- 
regulierungen. Oft wurden die Servitutsberechtigten Bauern da- 
durch verkürzt, daß das Nutzungsrecht nicht auf dem ganzen bisher 
belasteten Grundstücke belassen, sondern auf einen Teil des letzteren 
eingeschränkt wurde, der sich jedoch in der Folge als unzulänglich er- 
wies; die „regulierten" Nutzungen mußten dann nachträglich zum 
Schaden der Berechtigten gekürzt werden. Auch sonst erlangten die 
verpflichteten Grundbesitzer durch die Regulierungen eine Reihe von 
Handhaben, die Berechtigten im Genüsse ihrer Servitut zu verkürzen, 
sie mit oder ohne Rechtsverletzung bei der Ausübung des Nutzungs- 
rechtes zu stören. Diese Handhaben wurden und werden von den 
verpflichteten Wald- und Weidebesitzern in weitgehendem Maße benützt, 
um die Bauern zum Verzicht auf ihre Nutzungen zu zwingen. Damit 
verliert aber die bäuerliche Vieh Wirtschaft zumeist ihr Fundament und 
bricht zusammen. Der Aufkauf von Bauerngütern und die Bildung 
ausgedehnter Jagdterritorien in den letzten Jahrzehnten wurde in den 
Alpenländern gerade durch das Bestehen solcher „regulierter" Servituten 
befördert. Die Letzteren sind denn auch heute noch Gegenstand des 
heftigsten Streites zwischen den Bauern und den Gutsherren ; ja in 
manchen alpinen Landesteilen (Salzburg, Steiermark) wird zwischen 
den Forstverwaltungen und den Servitutsberechtigten geradezu ein Krieg 
geführt, der nur durch eine neuerliche und wirksamere Ablosungs- und 
Regulierungsaktion beendigt werden könnte. 

Die agrarischen Gemeinschaften (Schiff) bilden einen 
anderen heute noch bestehenden TTeberrest der mittelalterlichen Agrar- 
verfassung. In solcher Gemeinschaft stehen landwirtschaftliche Grund- 
stücke, die von einer größeren Anzahl von Personen gemeinsam genutzt 
werden, wobei das Anteilsrecht jedoch nicht ein gewöhnliches civilrecht- 
liches Miteigentum darstellt, sondern in irgend einer Weise an die Gemeinde- 
mitgliedschaft und an den Besitz eines bestimmten Bauernhofes oder an die 
Mitgliedschaft in einer bestimmten Familie geknüpft ist. Inhalt und Um- 
fang der Nutzungsrechte sind lokal sehr verschieden, desgleichen die Be- 
dingungen für dessen Erlangung und Ausübung, sowie die Art der 
Verwaltung. Die gemeinsam genutzte Realität steht bald im Eigentum 
der Gemeinde oder Ortschaft, bald in dem einer Genossenschaft oder 
einer juristisch schwer faßbaren Gesamtheit der nutzungsberechtigten 
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Bauern. Der wirtschaftliche Zustand der in agrarischer Gemeinschaft 
stehenden Grundstücke ist in Oesterreich zumeist ein jämmerlicher; 
Uebergriffe, Rechtsverletzungen, Verwüstungen sind durchaus an der 
Tagesordnung. Das ist um so bedauerlicher, als gegenwärtig in Oester- 
reich noch ungeheure Flächen — mehr als 3 Hill, ha — gemeinsam 
genutzt werden. Wie schonungslos der Boden durch diese regellose 
gemeinsame Nutzung ausgeraubt wird , dafür bietet der Karst ' das 
traurigste Beispiel. Ueber 1 Mill. ha, die nach Lage, Klima, Boden- 
beschaffenheit der Garten Oesterreichs sein könnte, bilden dort gegen- 
wärtig eine öde Stein wüste, auf der höchstens die Ziege ihr kärgliches 
Futter findet. Die Ursache davon ist, daß dort mehr als 2 / 8 des Bodens 
in agrarischer Gemeinschaft stehen und von den Gemeindemitgliedern 
um die Wette ausgesaugt werden. 

Die Gesetzgebung hat sich seit dem Jahre 1848 mehrfach mit den 
agrarischen Gemeinschaften beschäftigt, vermochte jedoch nicht, die 
furchtbaren Uebelstände dieser Nutzungsform zu beseitigen; ja sie hat 
zum Teil die Verwirrung hinsichtlich der Rechtsverhältnisse noch ge- 
steigert oder gar erst hervorgerufen. So die provisorische Gemeinde- 
ordnung vom Jahre 1849 und die Gemeindeordnungen der 60er Jahre. 
Früher waren die am Gemeindegut nutzungsberechtigten Personen in 
der Regel verpflichtet gewesen, für alle Gemeindelasten aufzukommen. 
Diese innere Beziehung zwischen Gemeindenutzen und Gemeindelasten 
wurde durch die erwähnten Gesetze vernichtet: es wurde zwar die 
Beitragspflicht sämtlicher Gemeindemitglieder zu den Gemeindebedurf- 
nissen statuiert, dagegen blieben die privilegierten Nutzungen der 
Bauern nach der hergebrachten Uebung aufrecht. Dadurch wurde 
der schon früher heftig entbrannte Kampf zwischen den altansässigen 
Bauern und den anderen Grundbesitzern um die Nutzungen am Ge- 
meindegute erst recht angefacht, ein Kampf, der immer noch fortdauert. 

Die Teilung der agrarischen Gemeinschaften und die Regulierung 
der gemeinschaftlichen Benützungs- und Verwaltungsrechte faßt ein 
Reichsgesetz vom Jahre 1883 ins Auge. Doch ist dies nur ein so- 
genanntes Rahmengesetz, das zu seiner Wirksamkeit ergänzender Landes- 
gesetze bedarf. Solche wurden aber bisher nur in 7 (von 17) Ländern 
erlassen. Indessen ist zur Zeit lediglich in Kärnten ein, wenn auch 
geringer Erfolg zu verzeichnen. Nur in diesem Lande hatte nämlich das 
Gesetz vorgeschrieben, daß alle Nachbarschaften, deren Teilung nicht 
beantragt wird, reguliert werden müssen 1 ), während in den 5 anderen 
Ländern sowohl Teilung als Regulierung an eine Provokation durch 
eine Mehrheit von Beteiligten gebunden ist. Von den mehr als 3 Mill. ha 
gemeinschaftlich genutzten Landes sind bis Ende 1896 nur 19 190 ha 
geteilt oder reguliert worden. So ist den Verwüstungen und Rechts- 
verletzungen an dem einstigen Allmendgute immer noch kein Ziel ge- 
setzt. 

Erfolgreicher waren die Bestrebungen nach Wiederbewaldung des 
Karstes, doch ist auch hier erst ein kleiner Bruchteil der Aufgabe gelöst. 



1) Dieser Vorzug wurde durch eine spätere Novelle leider wieder beseitigt. 
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Ein weiterer aus der mittelalterlichen Agrarverfassung stammen- 
der Uebelstand ist die irrationelle Flureinteilung,,. die nur durch Arron- 
dierung und Zusammenlegung der Grundstücke (Schiff) 
beseitigt werden kann. Die einzelnen zu einer Wirtschaft vereinigten 
Parzellen liegen zumeist weit verstreut, haben vielfach eine ungünstige 
Form, entbehren großenteils des eigenen Zuganges Erhöhung der Be- 
stellungskosten, Vermehrung der Arbeit, Verlust an produktivem Boden, 
Erleichterung fremder Eingriffe, gegenseitige wirtschaftliche Abhängig- 
keit (Flurzwang), Verhinderung einer rationellen Bodenkultur, Er- 
schwerung der Bodenverbesserungen sind die bekannten Folgen der 
Gemenglage. Diese besitzt, was nicht genug bekannt ist, in Oesterreich 
eine ungeheure Verbreitung. Unrichtigerweise pflegt man anzunehmen, 
in den Alpenländern herrsche ganz allgemein das Hofsystem, es seien 
deshalb dort die Güter stets arrondiert um den Wirtschaftshof gelegen. 
Thatsächlich sind jedoch in den eigentlichen Alpenländern über 3700 
Katastralgemeinden (von im ganzen 4826 = 77 Proz.) kommassations- 
bedürftig. In ganz Oesterreich ohne Galizien weisen nur 13,4 Proz. 
aller Katastralgemeinden durchaus arrondierten Besitz aus, in 80 Proz. 
wäre die Kommassation dringendes Bedürfnis. 

Die Gesetzgebung hat sich jedoch in Oesterreich bisher als ganz 
unfähig erwiesen, diese Uebelstände zu beseitigen. Sie versuchte es 
zunächst derart, daß sie individuelle Parzellentäusche zwischen Grund- 
besitzern zu begünstigen trachtete (Arrondierungsgesetze). Die gänz- 
liche Erfolglosigkeit dieses Versuches führte zur Erlassung des Reichs- 
gesetzes vom Jahre 1883 über die Zusammenlegung der Grundstücke. 
Mittels eines einheitlichen Verwaltungsaktes soll die ganze irrationelle 
Feldeinteilung einer Gemeinde durch eine zweckmäßigere ersetzt werden. 
Die ausgezeichneten Gesetzentwürfe Peyrer's hatten jedoch im Parla- 
mente einschneidende Veränderungen erfahren, die ihre Wirksamkeit 
lähmen mußten. Verhängnisvoll war es insbesondere, daß nicht nur die 
Einleitung der Kommassationsarbeiten an die Provokation durch eine 
Mehrheit von Grundbesitzern gebunden ist, sondern daß auch noch nach 
Beendigung des Verfahrens eine abermalige Abstimmung über den aus- 
gearbeiteten Zusammenlegungsplan selbst vorgeschrieben ist. Nur in 
4 Ländern sind bisher zu diesem Rahmengesetze die ausführenden 
Landesgesetze erlassen worden, und nur in ganz vereinzelten Fällen 
haben Zusammenlegungen thatsächlich stattgefunden. Während in mehr 
als 17 000 Gemeinden ein dringendes Bedürfnis nach Zusammenlegungen 
besteht, sind solche bis zum Ende des Jahres 1896 nur in 16 Gemeinden 
vorgenommen, in 42 begonnen worden. Die österreichische Gesetzgebung 
hat es somit bisher leider nicht verstanden, die Hindernisse zu be- 
heben, die sich diesen für alle Beteiligten so ungeheuer vorteilhaften 
Maßregeln entgegenstellen. 

Die Beseitigung des Bestiftungszwanges und der 
Erbteilungsvorschriften für Bauerngüter (Ritter von 
Schullern zu Schrattenhof en) hat die letzte Schranke hinweg- 
geräumt, welche die Grundentlastung für den Verkehr mit Grund 
und Boden hatte bestehen lassen. Das Verbot der Teilung von Bauern- 
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gutem war teils im Interesse der Grund- und Gutsherren, teils zur 
Beförderung der Landeskultur erlassen worden. Ausnahmen konnte 
früher durch die Obrigkeit, seit 1848 durch die politische Behörde 
bewilligt werden. Das Reichsgesetz vom Jahre 1868 hebt die be- 
sonderen, in den politischen Gesetzen enthaltenen Anordnungen über 
die Vererbung von Bauerngütern dort auf, wo durch die Landesgesetz- 
gebung die Freiteilbarkeit eingeführt wird. Mit Recht ist damit ein 
Kausalzusammenhang zwischen Erbteilungsvorschriften und Bestiftungs- 
zwang deklariert. Nur in Tirol galt (und gilt) ein wirkliches An- 
erbenrecht, d. h. eine Begünstigung des Gutsübernehmers gegenüber 
den Miterben. Der Bauernhof geht hier nämlich ungeteilt auf einen 
Erben über, und zwar zu einem Wertanschlage, „daß der üebernehmer 
wohl bestehen kann". Im Gegensatz zu der in dieser Norm gelegenen 
Bevorzugung des Gutsübernehmers in Tirol hatten in sämtlichen übrigen 
Ländern alle Miterben gleich große Erbteile zu beanspruchen, und nur 
die Aufteilung der Nachlaßgegenstände mußte dort, wo der Be- 
stiftungszwang galt, modifiziert werden, wenn sich im Nachlasse ein 
rechtlich unteilbares Bauerngut befand. Das Letztere konnte wegen 
des Bestiftungszwanges nur an einen unter den Erben übergehen, 
wurde aber dabei nach seinem wahren Werte abgeschätzt. Zwar hatte 
Kaiser Josef den Versuch gemacht, eine Begünstigung des Ueber- 
nehmers allgemein zu statuieren; er erließ ein Gesetz, wonach das 
Erbgut nach den — sehr niedrigen — Kastralpreisen zu bewerten 
sei. Aber der Kaiser selbst war durch den heftigen Widerstand der 
Bevölkerung gezwungen worden, dieses Gesetz wieder aufzuheben. So 
blie*ben nur jene ersterwähnten Erbteilungsvorschriften bestehen, die 
aber logischerweise beseitigt werden mußten , sobald deren Ursache, 
die Unteilbarkeit, weggefallen war. Seit längerer Zeit bestand übrigens 
schon die Freiteilbarkeit in Dalmatien, Krain und dem Küstenlande; 
in 11 Ländern wurde sie 1868 und 1869 eingeführt; nur in Tirol ist 
auch heute noch der Bestiftungszwang (und mit ihm das bäuerliche 
Anerberecht) in Geltung. 

Da vor dem Jahre 1868 in den einzelnen Gebieten die verschieden- 
artigsten Rechtsverhältnisse bestanden hatten, könnte die Würdigung 
dieser Beform nur länderweise erfolgen. Das würde jedoch hier zu 
weit führen, weshalb auf die sehr vorsichtige Darstellung in dem 
Jubiläumswerke verwiesen sei. Ein sicheres Urteil über die Wir- 
kungen der Einfuhrung der Freiteilbarkeit läßt sich übrigens derzeit 
nicht abgeben , weil es dafür an dem erforderlichen Thatsaohen- 
material fehlt. Ueberdies darf man nicht übersehen -— und dieses 
Moment wird zumeist viel zu wenig gewürdigt — , daß auch vor dem 
Jahre 1868 der Bestiftungszwang nur sehr lax gehandhabt worden war, 
indem die wirtschaftlichen Kräfte sich hier als viel stärker erwiesen, als 
die gesetzlichen Vorschriften; eine Thatsache, die auch in dem Jubi- 
läumswerke nicht genügend betont ist. Ein eklatantes Beispiel für das 
Gesagte bietet gerade Tirol. In Wälschtirol und auch in Deutsch-Süd- 
tirol haben Bestiftungszwang und Anerbenrecht trotz der gesetzlichen 
Vorschrift niemals verwirklicht werden können. Aber selbst in manchen 
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Gegenden Nordtirols (Oberinnthal und Bezirk Reutte) ist die Boden- 
zersplitterang trotz jener beute noch bestehenden Beschränkungen sehr 
weit vorgeschritten. 

Gleichzeitig mit der Freiteilbarkeit wurde auch ein anderes liberales 
Postulat erfüllt: Die Beseitigung des Wucherverbotes 
(Ritter von Schullern zu Schrattenhofe n). Welche entsetz- 
lichen wirtschaftlichen Verwüstungen der Wucher während der 70er 
und 80er Jahre in Galizien verschuldet hat, ist durch eine statistische 
Erhebung festgestellt. Man geht kaum fehl, wenn man diese traurigen 
Erscheinungen mit der im Jahre 1868 eingeführten völligen Wucher- 
freiheit in ursächlichen Zusammenhang bringt. Seither ist zunächst 
(1877) in Galizien, später (1881) in ganz Oesterreich der Wucher für 
strafbar erklärt worden, was wohl einen günstigen Einfluß auf die 
ländlichen Kreditverhältnisse ausgeübt haben dürfte. Die Daten jedoch 
über die Anklagen und Verurteilungen wegen Uebertretung dieser Vor- 
schriften können zweifellos keinen auch nur annähernden Anhaltspunkt 
für das wirkliche Vorkommen wucherischer Geschäfte abgeben. Die 
neuere Bewegung, den Wucherbegriff vom Kreditgeschäfte auch auf 
andere Formen der Ausbeutung auszudehnen, wird in dem Jubiläums- 
werke ebensowenig erwähnt, als die moderne Gesetzgebung über 
Ratengeschäfte, die doch mit dem Wucher in engstem Zusammenhange 
stehen. 

Von besonderer Bedeutung für den rechtlichen Verkehr mit Grund- 
stücken und für den ländlichen Realkredit ist auch die formelle 
Ordnung des Grundbuchsrechtes (vonNemethy). Im Jahre 
1848 bestanden diesbezüglich in Oesterreich noch große provinzielle 
Verschiedenheiten. Zwar bildete das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch 
die gemeinsame Grundlage; doch herrschte eine große Mannigfaltigkeit 
der öffentlichen Bücher : Land tafeln, Stadtbücher, Grundbücher, Verfach- 
bücher (Tirol), Hypothekenbücher (Dalmatien), Notifikbücher (Istrien). 
Nach dem Jahre 1848 wurde die Führung der öffentlichen Bücher den 
Patrimonialgerichten (Grundherren) abgenommen und den bürgerlichen 
Gerichten übergeben. Die einheitliche Gestaltung des Grund buchs- 
wesens erfolgte aber erst durch das Grundbuchsgesetz von 1871 und 
durch die Landesgesetze, welche die Neuanlegung der Grundbücher 
und die Art ihrer Einrichtung vorschrieben; Tirol gab jedoch das Ver- 
fachbuchs ystem erst im Jahre 1897, Vorarlberg im Jahre 1900 auf. 
Das für soliden Realkredit so unerläßliche Prinzip der publica fides des 
Grundbuchs wurde durch diese Reform in weitestem Umfange verwirk- 
licht, und es wurde der Inhalt des öffentlichen Buches mit den that- 
sächlichen Verhältnissen möglichst in Uebereinstimmung gebracht. 

Der im Jubiläumswerke ausführlich behandelte juristische Inhalt 
der Grundbuchsgesetze darf hier vernachlässigt werden. Dagegen wären 
ergänzend einige wirtschaftlich und agrarpolitisch sehr bedeutsame Mo- 
mente hervorzuheben, die dort entweder ganz übergangen oder nur 
gelegentlich gestreift sind. Hierher gehören namentlich die höchst 
interessanten Besonderheiten des Tiroler Grundbuchsgesetzes, das mit 
Rücksicht auf das in Tirol geltende Höferecht ganz eigentümliche Be- 
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Stimmungen enthält. Auch ist sowohl in Tirol als auch in Vorarlberg 
den specifisch wirtschaftlichen Bedürfnissen der agrarischen Gemein- 
schaften in gewissem Umfange Rechnung getragen, während dies in 
den anderen Ländern bedauerlicherweise unterlassen wurde, was viel- 
fach große Unklarheit und Verwirrung der Rechtsverhältnisse zur Folge 
gehabt hat. Ferner ist in einer Reihe von Fällen durch spätere 
Reichsgesetze die publica fides des Grundbuches gemindert und das 
Prinzip der zeitlichen Rangordnung der Hypotheken durchbrochen 
worden. Die Steuern und Zuschläge, die Umlagen der Wassergenossen- 
schaften, die Kommassationskosten genießen auch ohne Eintragung 
ein gesetzliches, privilegiertes Pfandrecht. Ferner wurde durch das 
Meliorationskreditgesetz vom Jahre 1896 eine Priorität für Meliorations- 
renten geschaffen. Endlich hätte an dieser Stelle auch die sehr wichtige 
Frage der Hypothekenkonvertierung untersucht und das einschlägige 
Gesetz vom Jahre 1888 besprochen werden sollen. 

Betrifft das Grundbuchsrecht nur die F orm des Realitätenverkehrs, so 
muß das Exekutionsrecht (v. Nemethy) materielle Rechtssätze 
für einen wichtigen Fall des Realitätenverkehrs selbst aufstellen, näm- 
lich für die zwangsweise Veräußerung des Eigentums oder der Nutzungen 
eines Gutes durch den Richter zur Befriedigung eines Gläubigers. Ge- 
rade auf diesem Gebiete hat im Laufe der letzten 50 Jahre eine agrar- 
politisch sehr bedeutsame Entwickelung stattgefunden. Bis zum Jahre 
1887 galt im großen und ganzen die höchst unvollkommene allgemeine 
Gerichtsordnung von 1781. Die Exekutionsnovelle führte dann in das 
österreichische Recht zwei neue Institute ein : das Ueberbot und die Un- 
wirksamerklärung einer Feilbietung: im Falle eines Meistbotes von 
weniger als 2 / s des Schätzungswertes kann innerhalb einer bestimmten 
Frist derjenige das Gut erstehen, der das Meistbot um 20 Proz. über- 
bietet; bei einem Meistbot von nicht einmal x / 8 des Schätzungswertes 
kann der Exekut, dessen wirtschaftlicher Ruin durch diesen Verkauf 
bewirkt werden würde, verlangen, daß die Versteigerung für unwirksam 
erklärt würde. 

Noch viel einschneidender sind die Neuerungen der Executions- 
ordnung vom Jahre 1896. Vor allem ist es von der größten praktischen 
Tragweite, daß nunmehr jede bewilligte Execution durchaus von Amts- 
wegen vollzogen werden muß. Ferner sind jetzt erst eingehende Normen 
über die Zwangs Verwaltung von Liegenschaften vorhanden. Der dritte 
Feilbietungstermin ist beseitigt. Dagegen ist die exekutive Schätzung 
trotz des heftigen Widerspruches zahlreicher Männer der Theorie und 
der Praxis auch im neuen Verfahren beibehalten worden. Im Gegen- 
satze zum Jubiläumswerke kann der Verfasser dies nicht gutheißen. In 
der überwiegenden Mehrzahl der Fälle werden ganz kleine, gering- 
wertige Objekte subhastiert, bei denen die Schätzung eine ungeheuere 
und ganz zwecklose Verzögerung und Verteuerung des Verfahrens be- 
deutet. 

Neu ist das Institut des geringsten Gebotes : landwirtschaftliche Grund- 
stücke dürfen nicht unter 8 / 3 , Häuser nicht unter 1 / 2 des Schätzungswertes 
zugeschlagen werden. Bei der Unsicherheit der landwirtschaftlichen 
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Schätzungen ist das eine, wie mir scheint, sehr gefahrliche Bestimmung, 
da sie einerseits die Hypothekengläubiger sehr schädigen, andererseits 
aber auch den bäuerlichen Realkredit arg erschüttern kann. Ferner 
ist nunmehr das bisher geltende Verkaufsprinzip durch das Deckungs- 
prinzip ersetzt worden, d. h. ein Zuschlag kann nur dann erzwungen 
werden, wenn das Meistbot alle dem betreibenden Gläubiger im 
Hange vorgehenden Satzposten deckt. Einer Unzahl von unsauberen 
Praktiken, von Uebervorteilungen ist damit ein Riegel vorgeschoben 
worden. Leider ist dieser Erfolg dadurch etwas abgeschwächt, daß der 
Hichter auf die Deckung nicht, wie in den meisten deutschen Staaten, 
von Amtswegen Rücksicht zu nehmen hat, sondern nur dann, wenn der 
geschädigte Gläubiger bei der Feilbietung selbst einen Antrag in dieser 
Richtung stellt. In der Streitfrage zwischen dem Uebernahms- und 
dem Barzahlungsprinzipe hat der Gesetzgeber einen Mittelweg einge- 
schlagen. 

Als eine Ergänzung zur Geschichte der österreichischen Agrar- 
verfassung können die seit den 80er Jahren unternommenen Ver- 
suche einer Agrarreform (Ertl) betrachtet werden. Ihnen 
muß hier ein etwas breiterer Raum gewidmet werden, einerseits, weil 
sie auf das engste mit den eingangs aufgeworfenen Fragen zusammen- 
hängen, andererseits deshalb, weil diese Materie zu den aktuellsten und 
strittigsten der modernen Volkswirtschaftspolitik gehört. Auch tritt 
gerade in diesem Abschnitte des Jubiläumswerkes der subjektive Stand- 
punkt des betreffenden Autors stärker als sonst in den Vordergrund, 
und es haben damit in das Werk ganz einseitige Urteile Eingang ge- 
funden, welche richtigzustellen Pflicht der wissenschaftlichen Bericht- 
erstattung ist. 

Schon die Einleitung des in Rede stehenden Beitrages, das agrar- 
politische Glaubensbekenntnis seines Verfassers enthaltend, trägt eine 
stark subjektive Färbung. Daß die Bauern vielfach überschuldet seien 
und durch den Wucher von ihrer Scholle fortgetrieben werden; daß sie 
einerseits von Großkapitalisten und Latifundienbesitzern ausgekauft, 
andererseits durch ein „armseliges, überschuldetes Proletariat von Zwerg- 
gütlern ersetzt werden"; daß dies alles weder durch die technische 
Uebermacht des Großbetriebes, noch auch durch die gesteigerte aus- 
wärtige Konkurrenz, noch endlich durch das eigene unwirtschaftliche 
Verhalten der Bauern, sondern ausschließlich durch das liberale, in- 
dividualistische Agrarrecht verursacht werde, — diese gänzlich un- 
bewiesenen Behauptungen werden nicht etwa bloß als persönliche An- 
sichten des Autors oder als Motiv des Gesetzgebers hingestellt, sondern 
wie unumstößliche Wahrheiten, wie notorische Thatsachen vorgetragen, 
die weiter keines Beweises bedürfen, und über die nicht gestritten 
werden könne. Mit der gleichen erstaunlichen Sicherheit wird be- 
hauptet, daß „überall auf Erden, wo Freiheit des Grundeigentums be- 
steht, die landwirtschaftliehen Existenzen in einer ganz bestimmten, 
charakteristischen Weise ökonomisch erkranken u . Wissenschaftlich ist 
aber bekanntlich all das noch durchaus nicht festgestellt, und insbe- 
sondere fehlt es bisher zumeist an objektiv konstatierten Thatsachen, 



Digitized by 



Google 



— 12 — 

welche zeigen würden, in welcher Auedehnung und mit welcher Stärke 
sich jene behaupteten Uebelstände geltend gemacht haben. Speciell 
bietet die auch hier wieder ins Feld geführte österreichische Hypo- 
thekar- nnd Exekutionsstatistik lediglich Scheinbeweise in dieser Richtung : 
für weitgehende agrarpolitische Schlußfolgerungen ist sie in Wahrheit 
gänzlich unbrauchbar. Sehr geteilt sind denn auch noch die Ansichten 
darüber, ob die Einführung eines bäuerlichen Anerbenrechtes, die 
Statuierung von Verschuldungs- und Teilungsbeschränkangen, die Er- 
richtung von Rentengütern u. dgl. zweckmäßige oder gar notwendige 
Maßregeln seien. In dem Jubiläumswerke werden diese Reformen rück- 
haltslos befürwortet, ohne daß die dagegen erhobenen Einwände auch 
nur erwähnt werden. 

Die ersten Versuche in der genannten Richtung betrafen in Oester- 
reich dieVererbung der Bauerngüter und die Freiteil b ar- 
keit. Man liebt es, diese Bestrebungen historisch zu motivieren. 
Merkwürdigerweise wird auch wieder in dem Jubiläums werke die 
längst als unrichtig nachgewiesene Ansicht wiederholt, als ob in der 
Hälfte dieses Jahrhunderts in ganz Oesterreich ein Anerbenrecht 
bestanden hätte. Jedermann kann sich in der Justizgesetzs&mmlung 
davon überzeugen, und Grünberg hat es überdies aktenmäßig fest- 
gestellt, daß einzig und allein in Tirol eine Begünstigung des Gut über- 
nehmers gesetzlich festgelegt worden war, daß aber, wie oben bereits 
erwähnt wurde, der Versuch Kaiser Josefs, auch in den übrigen Pro- 
vinzen eine ähnliche Begünstigung einzuführen, gescheitert ist, und daß 
der Kaiser selbst gezwungen war, diese Maßregeln zurückzunehmen. 
Außerhalb Tirols bestand vielmehr nur das Verbot, Bauerngüter zu 
teilen; ein Verbot, das sich naturgemäß auch auf den Gutstibergang 
von Todes wegen erstreckte und hier bewirkte, daß ein im Nachlaß 
befindliche Bauerngut ungeteilt einem Erben übertragen werden mußte. 
Ist also das ins Treffen geführte historische Argument fehlgegriffen, so 
hätte sehr wohl, um die Einführung eines Anerbenreohtes auch ge- 
schichtlich zu begründen, geltend gemacht werden können, daß die 
thatsächliche Uebung mit den gesetzlichen Vorschriften nicht überall 
übereinstimmte. In der Praxis wurde vielfach bei der Bemessung der 
Erbportionen durch eine niedrige Schätzung des Gutswertes darauf 
Bedacht genommen, daß der Uebernehmer des Gutes nicht über- 
lastet werde — ein Moment, das trotz seiner großen Wichtigkeit im 
Jubiläumswerke nicht hervorgehoben ist. Und wie in der Frage der Ver- 
erbung, so wird hier auch in der Frage der Freiteilbarkeit die thatsäch- 
liche Uebung des praktischen Lebens zu wenig berücksichtigt. Es hätte 
sonst betont werden müssen, daß schon lange vor der Aufhebung 
des Bestiftungszwanges die Beschränkungen der Freiteilbarkeit in den 
meisten österreichischen Ländern nur noch auf dem Papier standen, 
daß die Behörden den Konsens zur Zerstückelung fast niemals ver- 
weigerten, und daß, selbst wo dies geschah, die Grundbesitzer sich 
durch das behördliche Verbot von Teilungen faktisch nicht abhalten ließen, 
während andererseits dort, wo vor der Einführung der Freiteilbarkeit 
die Bauerngüter ungeteilt geblieben waren, sich daran auch später zu- 
meist nicht viel geändert hat. 
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Das Reichsgesetz vom Jahre 1889, „betreffend die Einführung be- 
sonderer Erbteil ungs Vorschriften für landwirtschaftliche Besitzungen 
mittlerer Größe" ermächtigt die Landesgesetzgebungen, zu bestimmen, 
daß für die von ihr näher zu bezeichnenden Höfe ein besonderes In- 
testaterbrecht gelte, wonach das Gut nur ungeteilt auf einen Erben 
übergeht und dieser den Hof zu einem unter dem wahren Werte 
bleibenden Anschlag übernimmt; dem Anerben kann außerdem ein Vor- 
aus in der Höhe von 1 / 8 des unbelasteten Hofwertes zugesprochen 
werden. Ueberdies erteilt das Reichsgesetz den Landesgesetzgebungen 
die Ermächtigung, Beschränkungen in der Freiteilbarkeit der Höfe und 
das Verbot der Vereinigung mehrerer Höfe in einer Hand zu statuieren. 
Man erkennt leicht, daß in dem Jubiläumswerke ganz mit Unrecht be- 
hauptet wird, daß dieses Gesetz „bekannlich überhaupt nur die Erb- 
teilung reguliert". Während, wie wir zeigten, das ältere Recht, das in 
Wahrheit nur die Erbteilung ordnete, unrichtigerweise als Anerben- 
recht bezeichnet wird, ist hier das wirkliche, den Gutsunternehmer sehr 
begünstigende Anerbenrecht als eine harmlose Erbteilungsvorschrift hin- 
gestellt ! 

Der Versuch, das Anerbenrecht in Oesterreich einzuführen, ist voll- 
kommen fehlgeschlagen. Während eines Zeitraumes von 12 Jahren 
hat sich kein einziger der 17 Landtage dazu verstanden, das aus- 
führende Landesgesetz zu votieren. Ja, selbst die Regierung scheint 
in ihrem Eifer für das Anerbenrecht etwas abgekühlt zu sein. Hat 
sie doch in mehreren Ländern, die dafür sehr in Betracht kämen, 
wie Steiermark, Kärnten, Böhmen, nicht einmal eine Gesetzvorlage 
eingebracht! Ob da wirklich die Ansicht des Verfassers gerecht- 
fertigt ist, daß es „mehr äußerliche und formale als sachliche Um- 
stände u gewesen seien, die bisher das Zustandekommen der in Rede 
stehenden Gesetze gehindert haben? 

Mit weit mehr Aussicht auf Erfolg ist die Organisation des 
landwirtschaftlichen Berufsstandes in Oesterreich in Angriff 
genommen worden. Die Landwirtschaftsgesellschaften, die schon zu 
Beginn der Berichtsperiode bestanden hatten, können als eine solche, 
die ganze Landwirtschaft umfassende Berufsorganisation allerdings nicht 
angesehen werden. Ein erster durch die Regierung unternommener 
Reformversuch war die Schaffung von Landeskulturräten und Bezirks- 
genossenschaften der Landwirte in einzelnen Kronländern. Aber wenn 
auch auf diese Weise Stellen ins Leben gerufen worden waren, welche 
die staatliche Verwaltung auf landwirtschaftlichem Gebiete unterstützten, 
und wenn auch der berufsgenossenschaftliche Gedanke darin zum Aus- 
druck kommt, daß diese Gentralstellen aus Wahlen der Bezirksgenossen- 
schaften, in Böhmen und Mähren aus Wahlen der landwirtschaftlichen 
Vereine hervorgehen, so zeigte sich doch, daß dieser Organisationsform 
eine große Anzahl von Mängeln anhaftete. Im Jahre 1898 wurde der 
Landwirtschaftsrat errichtet, eine lediglich aus ernannten Mitgliedern 
bestehende Korporation, welche eine autonome Interessenvertretung der 
Landwirte nicht zu ersetzen vermag. Mit welchem Rechte im Jubi- 
läumswerk auch die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften (Raiff- 
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eisenkassen) als Versuche einer solchen Interessenvertretung angeführt 
werden, ist ganz unverständlich. 

Zufolge des Gesetzentwurfes betreffend die Errichtung von Be- 
rufsgenossenschaften — seit dem Jahre 1893 mehrmals in verschiedener 
Form eingebracht — sollen sämtliche landwirtschaftlichen Grundbesitzer 
obligatorisch zu Bezirksgenossenschaften vereinigt werden, die sich 
wieder zu Landesgenossenschaften zusammenschließen. Diesen Berufs- 
genossenschaften wäre die Interessenvertretung sowie eine große Zahl 
wirtschaftlicher und sozialer Aufgaben zugewiesen, zu deren Erfüllung 
sie das Becht, die Kosten auf ihre Mitglieder umzulegen, erhalten sollten. 
Der Gesetzentwurf fand nach Loslösung von der Gesetzesvorlage über 
die Bentengüter (s. u.) zumeist eine recht günstige Aufnahme. Nicht 
gegen die Idee, sondern gegen die Art ihrer Verwirklichung wurden 
die meisten Bedenken erhoben, die in den späteren Bedaktionen großen- 
teils berücksichtigt worden sind. In weiteren Kreisen knüpft man an 
die Schaffung von obligatorischen Berufsgenossenschaften sehr große 
Erwartungen, und auch das Jubiläumswerk preist mit überschwenglichen 
Worten die segensreichen Folgen, die diese Institution haben müßte. 
Von anderer Seite steht man jedoch dem Zwangscharakter der Organi- 
sation etwas skeptisch gegenüber und befürchtet von ihm Schädigungen 
für die freien Organisationen, die sich gerade in der Landwirtschaft so 
reich ausgebildet haben. Ob die Verfechter der Berufsgenossenschaften 
deren Erfolge nicht stark überschätzen, kann wohl nur die Erfahrung 
lehren. 

In dem Gesetzentwurf betreffend die Errichtung von 
Bentengütern hat die Regierung den umfassendsten Plan einer 
bäuerlichen Agrarreform niedergelegt: bei Zwangsversteigerungen von 
Bauerngütern sollen die Landesgenossenschaften der Landwirte (s. o.) 
mitbieten und, falls sie das Gut erstehen, es als „Rentengut" in Erb- 
pacht geben; der Rentengutsbauer hat eine ewige, unablösbare Rente 
zu zahlen, darf ohne Bewilligung der Landesgenossenschaft das Gut 
weder veräußern noch teilen noch verschulden und kann bei unwirt- 
schaftlichem Gebahren sowie aus einer Beihe anderer Gründe „abge- 
stiftet" werden. Ein derartiges Gesetz müßte notwendiger Weise die 
Bentengutsbauern in eine absolute rechtliche und wirtschaftliche Ab- 
hängigkeit von den die Landesgenossenschaften dominierenden Groß- 
grundbesitzern bringen, in eine Abhängigkeit, die weit größer wäre, 
als jene war, die vor dem Jahre 1848 geherrscht hatte. Näher auf 
diesen Plan einzugehen, dürfte hier deshalb aberflüssig sein, weil er 
keineswegs, wie es in dem Jubiläums werke heißt, „bloß vorläufig zurück- 
gestellt" , sondern doch wohl dauernd abgethan ist. Hat doch der 
der Entwurf in der wirtschaftlichen Literatur fast einstimmige Verur- 
teilung gefunden; eine Thatsache, von der man in jenem Werke nichts 
erfährt. 

Nebst der Agrarverfassung hat auch die Agrarverwaltung 
(Bitter von Herz) in den Jahren 1848 — 98 bedeutende Umwandlungen 
erfahren. Es hätte indessen einer sehr umfangreichen Arbeit bedurft, 
um diese Entwickelung auch nur annähernd zu skizzieren. Der Kreis 
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der Verwaltungsaufgaben hat sich in dieser Zeit auch auf landwirt- 
schaftlichem Gebiete außerordentlich erweitert ; ganze Verwaltungszweige 
sind neu dazu gekommen) die alten an Umfang gewachsen; auch hat 
sich inzwischen die Art der Erfüllung der Verwaltungsaufgaben viel- 
fach wesentlich geändert. Und nebst dem reichen Gebiete der staat- 
lichen Administration wäre auch noch die für die Landwirtschaft hoch- 
bedeutsame Thätigkeit der autonomen Körperschaften — Land, Bezirk, 
Gemeinde — darzustellen gewesen. Diese schwierige Aufgabe hat sich 
indessen der in Rede stehende Artikel des Jubiläumswerkes nicht ge- 
stellt ; er behandelt vielmehr lediglich die Verwaltungs Organisation, 
und auch dabei beschränkt er sich auf die staatlichen Behörden. 
Daß die wichtigste Seite der landwirtschaftlichen Verwaltung, die auto- 
nome, unbeachtet geblieben ist, daß die Geschichte der in innigster 
Beziehung zur Agrarverfassung und Agrarverwaltung stehenden Land- 
gemeinde in dem Jubiläumswerke fehlt, bildet eine empfindliche Lücke 
des letzteren. 

Eine Serie von Artikeln des 2. Halbbandes behandelt das land- 
wirtschaftliche Kredit- und Verkehrswesen. 

Sehr bedeutsam und erfreulich ist in Oesterreich dieEntwickelung 
derHypothekarkreditorganisation(Bräf) gewesen. Auf diesem 
Gebiete sind die östereichischen Kronländer schöpferisch gewesen; sie 
haben in den Landeshypothekenanstalten ganz eigenartige, den speci- 
fischen Bedürfnissen des Landes angepaßte Institute geschaffen, die 
sich ausgezeichnet bewähren. Leider schreitet die Konvertierung der 
hoch verzinslichen, kündbaren Privatschulden in wohlfeile Amortisations- 
kredite nur sehr langsam vorwärts. Die rein formalen Hindernisse, die 
sich solchen Konvertierungen entgegenstellen, sollte ein Gesetz vom 
Jahre 1888 beseitigen; doch hat es diesen Zweck in Folge seiner ganz 
verfehlten Fassung nicht erreicht. Im übrigen sei auf die Besprechung 
dieses Teiles des Jubiläumswerkes im Jahrgange 1899 dieser Zeitschrift 
verwiesen. 

Sehr interessant ist auch die Geschichte des land- 
wirtschaftlichen Personalkredites (Schmid). Die Bedeu- 
tung der unorganisierten Form dieses Kredites dürfte in dem Jubiläums- 
werke wohl unterschätzt sein. Sie ist keineswegs mit Wucher identisch 
und spielt auch heute noch in vielen Gegenden Oesterreichs eine sehr 
große Bolle. In Galizien hat sie allerdings zu den ärgsten wucherischen 
Auswüchsen geführt. 

Die ältesten Personalkreditinstitute Oesterreichs sind die Kontri- 
butionsfonde in den Sudetenländern. Sie wurden im vorigen Jahr- 
hundert errichtet, um die Unterthanen in Notfällen, insbesondere mit 
Saatgetreide, unterstützen und ihnen die Steuerlast erleichtern. Seit 
den 60er Jahren suchte man diese Fonde zeitgemäß zu reformieren. 
Relativ am besten gelang dies in Böhmen. Im Jahre 1863 wurden hier 
die Getreidefonde in Geldfonde umgewandelt und als Vorschußkassen 
für Hypothekar- und Personalkredit konstituiert, der vorzugsweise den 
Teilhabern gewährt werden soll; dagegen gingen die alten Steuergeld- 
fonde allmählich in dem Gemeindevermögen auf. In den 80er Jahren 
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worden die lokalen Kontributionsvorschußkassen zu größeren Bezirks- 
vorschußkassen zusammengelegt, welche billigen Personalkredit erteilen 
sollten und ihr Betriebskapital durch verzinsliche Einlagen erhöhen 
durften. Das Recht, Hypothekardarlehen zu erteilen, erhielten sie im 
Jahre 1885. Später wurde die Errichtung solcher Kassen auch dort 
angeordnet, wo sie noch nicht bestanden. Die Reformbedürftigkeit 
dieser Institution ist jedoch allseits anerkannt; am meisten würde 
sich wohl die Umwandlung der Kontributionsvorschußkassen in reine 
Personalkreditanstalten ohne jede Bevorzugung der Teilhaber empfehlen. 
In Mähren ist man bei der Konstituierung lokaler Vorschußkassen mit 
Bevorzugung der Teilhaber stehen geblieben ; nur einige größere Kassen 
dürfen Geldeinlagen annehmen. Sie dienen hier vorwiegend dem 
Hypothekarkredit. Noch rückständiger ist die Organisation in Schlesien. 

Auch die wenig bekannten Gemeinde- und Bezirksdarlehenkassen 
in Galizien sind aus den Gemeindespeichern des vorigen Jahrhunderts 
hervorgegangen. Seit dem Jahre 1868 wurden viele solcher Personal- 
kreditanstalten neu gegründet. Sie funktionieren schlecht, ihre Re- 
organisation wird von allen Seiten gefordert. Das Gesetz vom 
Jahre 1887 war nur eine halbe Maßregel ohne Erfolg. 

Am meisten haben sich auch in Oesterreich die RaüFeisenkassen 
bewährt, deren seit dem Jahre 1886 mehr als 1000 entstanden sind. 
Die Entwickelung dieser Institution ist in neuerer Zeit vielfach littera- 
risch behandelt worden; ebenso ist es bekannt, welch große Ver- 
dienste sich auf diesem Gebiete die Landesvertretungen erworben haben. 
Dagegen fehlt uns noch genauere Kenntnis mancher wichtiger Details 
der Organisation und Wirksamkeit der RaüFeisenkassen; leider läßt 
uns hier auch der vorliegende Aufsatz im Stich. 

Der landwirtschaftliche Mobiliarkredit (Adler) ist in 
Oesterreich bisher noch ganz unentwickelt; der durch das Gesetz 
vom Jahre 1890 geschaffene Lagerschein (warrant) hat sich bei uns 
wenig eingebürgert. 

Wichtiger wäre die eingehende Darstellung des landwirt- 
schaftlichen Meliorationskredites gewesen, der durch eine 
eigene, sehr interessante, wenn auch nicht sehr glückliche Gesetzgebung 
geregelt ist, und für den auch einige specielle Kreditinstitute errichtet 
worden sind. Leider ist diese Darstellung unterblieben. 

Auch das landwirtschaftliche Genossenschaftswesen 
entbehrt, trotz seiner hervorragenden Bedeutung, einer speciellen 
Berücksichtigung in dem Jubiläumswerke. Am zahlreichsten sind 
allerdings die oben erwähnten Kreditgenossenschaften nach den Systemen 
Schulze — Delitzsch und Raiffeisen. Aber auch die für die Landwirtschaft 
wichtigen Rohstoff-, Einkaufs-, Verkaufs-, Lagerhausgenossenschaften 
hätten einer eingehenden Betrachtung gewürdigt werden sollen. Diese 
Lücke kann hier natürlich nicht ausgefüllt werden; nur soviel sei hier 
erwähnt, daß der Zusammenschluß der Landwirte zu gemeinsamem 
Bezüge insbesondere von künstlichen Dungmitteln in neuester Zeit auch 
in Oesterreich erfreuliche Fortschritte aufzuweisen hat, während die 
Organisation des gemeinsamen Absatzes landwirtschaftlicher Produkte, 
namentlich des Getreides, über die ersten Anfänge noch nicht hinaus ist. 
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Ueber das reich entwickelte landwirtschaftliche Vereins- 
wesen soll der Supplementband einen Artikel bringen. 

Das land- und forstwirtschaftliche Verkehrswesen 
hat in dem uns beschäftigenden Zeiträume nur geringe Fortschritte 
aufzuweisen. 

Zwar hat das Straßen- und Eisenbahnwesen (Birk) seit 
50 Jahren einen bedeutenden Aufschwung genommen, und dies ist, wie 
den anderen Produzenten, so auch den Landwirten zu gute gekommen. 
Dagegen ist Oesterreich in der Entwickelung der Wasser- 
straßen (ölwein) hinter den anderen Kulturstaaten weit zurück- 
geblieben, zum unberechenbaren Schaden für unsere Landwirtschaft. 
Bedeutet doch die Wasserfracht eine enorme Verbilligung gegenüber 
der Bahnfracht. Es kostet weniger, eine Tonne Getreide von Chicago 
oder Calcutta per Schiff, als von Pest per Bahn nach Berlin zu trans- 
portieren. Die Herstellung von Wasserstraßen ist daher geradezu eine 
Lebensfrage für die Konkurrenzfähigkeit der österreichischen Land- 
wirtschaft auf dem Weltmarkte. Da wirkt es fast beschämend, wenn 
gezeigt wird, daß bei uns so gut wie nichts in dieser Beziehung 
geschehen ist, daß der Verkehr auf der Spree größer ist, als der auf 
sämtlichen Wasserstraßen Oesterreichs, daß der Wasserverkehr in 
Deutschland im Laufe von 10 Jahren sich mehr als verdoppelt hat, 
-bei uns dagegen zurückgegangen ist. Die Projekte eines Donau-Oder- 
und eines Donau-Elbe-Kanals sind leider immer noch — Projekte geblieben. 
Weder das Markt wesen im Allgemeinen, noch auch speziell 
die Approvisionierung Wiens haben eine zufriedenstellende 
Entwickelung aufzuweisen. Die krassen Mängel des Wiener Lebens- 
mittelmarktes werden jedoch in dem Jubiläums werke ganz verschwiegen. 
Die Entwickelung des Getreidehandels ist in dem Jubiläums- 
werke nicht dargestellt, was bei der außerordentlichen Wichtigkeit 
dieses Faktors sehr zu bedauern ist. Das Gesamtbild hat dadurch eine 
um so empfindlichere Lücke, als diese bei dem Mangel an Arbeiten 
über fraglichen Gegenstand auch anderwärts schwer auszufüllen ist. 

Ueber die Kornhäuser, dieses modernste Glied in der Organi- 
sation des Getreidehandels, hätte dagegen leicht Einiges gesagt werden 
können. Allerdings ist für Oesterreich auf diesem Gebiete noch nicht 
viel Positives zu berichten. Nur langsam und zögernd folgt man hier 
dem von Nachbarstaaten gegebenen Beispiele. Bisher sind nur einige 
genossenschaftliche Kornhäuser, insbesondere in Niederösterreich und 
Böhmen, errichtet worden; ihre Thätigkeit bewegt sich noch in sehr 
bescheidenen Grenzen. 

Die landwirtschaftlichen Börsen (H o r a ö e k) sind infolge 
der Erweiterung des lokalen Getreidehandels zum Welthandel entstanden 
und haben in neuester Zeit einen stetig wachsenden Einfluß auf den 
gesamten Getreidehandel gewonnen. Die Wiener Börse für landwirt- 
schaftliche Produkte wurde im Jahre 1854 anerkannt, drei weitere 
Börsen in Graz, Czernowitz und Linz wurden in den 70er Jahren, die 
Prager Börse im Jahre 1896 errichtet. Ob die landwirtschaftlichen 
Börsen überwiegend einen günstigen oder schädlichen wirtschaftlichen 

2 



Digitized by 



Google 



- 18 - ; 

Einfloß ausüben, ist bekanntlich gerade in neuester Zeit außerordentlich 
bestritten. Zwingende Argumente oder Beweise bringt das Jubiläum*. 
werk weder in der einen noch in der anderen Richtung bei. 

Auch in Oesterreich gewinnt indessen die gegen die landwirtschafv 
liehen Börsen und speciell gegen das Blankotermingeschäft gerichtet« 
Bewegung an Verbreitung. Der Glaube, richtiger Aberglaube, das 
Sinken der Getreidepreise sei ausschließlich oder doch vorwiegend am 
die Terminspekulation in Papierweizen und Papierroggen zurückzuführen, 
dringt auch bei uns in immer weitere Kreise. Praktische legislatorische 
Folgen hat diese Agitation bisher noch nicht gehabt. Doch tagte 
kürzlich in Wien durch viele Wochen eine Enquete, welche viel zur 
Klärung der Ansichten beitragen und wohl auch zu legislatorischen 
Versuchen führen dürfte. Die Meinung, die Produktenbörsen seien die 
Ursache des Preisfalles, dürfte zwar durch die Verhandlungen schwerlich 
an Anhängern gewonnen haben; wohl aber scheint sich zu ergeben, 
daß durch die gegenwärtige Organisation der landwirtschaftlichen Börsen 
ein gewisser Preisdruck erleichtert wird, der durch Einführung von 
Beformen beseitigt werden könnte. 

Das Zollwesen im Getreideverkehre (Fort) hat in der 
zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts starke Veränderungen erfahren. 
Das Getreide konnte seit 1853 aus Deutschland und Bußland, seit 1878 
auch sonst zollfrei eingeführt werden; 1882 wurden Zölle von 25 — 50 kr., 
1887 von 75 — 160 kr. statuiert. Ueberdies besitzt Tirol noch seiner 
Getreideaufschlag, eine seit altersher bestehende Zwischenzolllinie. Die 
Zollfreiheit im sogenannten Mahlverkehr war für die Landwirtschaft 
und Mühlenindustrie Oesterreichs besonders schädlich, da sie von den 
ungarischen Getreidemühlen dazu benutzt wurde, Oesterreich mit 
billigerem unverzollten Mehl aus Balkanweizen zu überschwemmen. 
Eine lebhafte Agitation hat die Beseitigung dieser Zollbegünstigung 
kürzlich durchgesetzt. 

Die Besteuerung der Land- und Forstwirtschaft (Bit- 
ter von Schullern zu Schrattenhof en) hat in dem abgelaufenen 
halben Jahrhundert starke Veränderungen erfahren. Bis zum Jahre 1882 
galten in den einzelnen Ländern Oesterreichs 7 verschiedene Grund- 
steuersysteme nebeneinander, die zum Teil noch auf die Katastrierung 
unter Kaiser Josef, ja auf die theresianische Rektifikation zurück- 
gingen. Das Jubiläumswerk bringt eine sehr ausführliche Dar- 
stellung dieser Grundsteuersysteme. In den Jahren 1851 — 1860 wurde 
zunächst der durch ein Gesetz vom Jahre 1817 angeordnete, in den 
Alpenländern bereits verwirklichte „stabile Kataster" in Böhmen, 
Mähren, Schlesien, Dalmatien und im Gebiete von Krakau eingeführt. 
Erst ein Gesetz vom Jahre 1869 erließ einheitliche Vorschriften für 
die Grundbesteuerung. Diese ist eine Repartitionssteuer auf Grund 
des mittleren Reinertrages der einzelnen Parzelle. Es wurde zwar keine 
neue Vermessung, aber eine neue Bonitierung und Einschätzung an- 
geordnet; nach je 15 Jahren soll eine Revision des Grundsteuerkatasters 
stattfinden. Der Abschluß dieser Aktion erfolgte nach Beendigung der 
Katastrierung erst in den 80er Jahren. Im Jahre 1881 wurde die 
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Grundsteuerhauptsumme für 15 Jahre auf 8772 M*\\. fl. festgesetzt, 
im Jahre 1888 die Evidenzhaltung des Katasters geregelt, die 
indessen die eintretenden Kulturänderungen nicht ergreift. Die erste 
periodische Revision des Grundsteuerkatasters wurde in den letzten 
Jahren vorgenommen; bei ihr sind auch die Kulturänderungen berück- 
sichtigt worden. Gleichzeitig wurde die Grundsteuerhauptsumme um 
2 1 / 2 Mill. fl. herabgesetzt, und die fortlaufende Berücksichtigung 
der dauernden Kultur an derungen im Kataster vorgeschrieben. Eine 
weitere Verminderung um 10 — 15 Proz. hat die Neueinführung der Per- 
sonaleinkommensteuer im Jahre 1898 zur Folge gehabt. Es hat also 
in Oesterreich die staatliche Grundsteuer in den letzten Jahren eine 
sehr wesentliche Verminderung erfahren, die durch Steuerabschreibungen 
wegen Elementarschäden und wegen der Beblausverwüstungen noch 
vergrößert worden ist. Allerdings sind die Zuschläge zur Staatssteuer 
(Umlagen) für Landes-, Bezirks- und Gemeindebedürfhisse in stetigem 
Wachsen begriffen. 

Wenden wir uns nunmehr der Entwickelung des landwirt- 
schaftlichen Betriebes in Oesterreich zu, welchem Gegenstand 
der 2. und der 3. Band des Jubiläumswerkes gewidmet sind. In 
Bezug auf die Organisation des landwirtschaftlichen Be- 
triebes (Hecke und Fruhwirth) ist namentlich in den nordwest- 
lichen Kronländern die Ausdehnung des Zuckerrübenbaues, der auch 
auf die sonstige Bodenbestellung revolutionierend gewirkt hat, sowie 
die Verbreitung des Kleebaues von Wichtigkeit. Die Einführung 
rationeller Betriebssysteme hat sich jedoch zumeist auf einzelne Groß- 
grundbesitzer beschränkt; nur in den Sudetenländern beginnen auch 
die Bauern allmählich sich die Vorteile des Fruchtwechsels anzueignen. 
In den anderen Ländern verharren dagegen die Bauern zumeist noch 
bei den überkommenen extensiven Feldsystemen, der Dreifelderwirtschaft 
mit angebauter oder sogar mit schwarzer Brache und der Eggarten- 
wirtschaft. Diese Wirtschaftssysteme sind ja an vielen Orten durch 
die natürlichen Verhältnisse vorgeschrieben; sie finden sich aber auch 
in zahlreichen Gegenden, wo eine intensivere Bodenbestellung am 
Platze wäre. 

Auch sonst läßt die Weiterverbreitung und Weiterentwickelung der 
Kulturmaßregeln sehr viel zu wünschen übrig. Die Ausbildung 
des Düngewesens weist selbst in den hochkultivierten Nordwestländern 
— geschweige denn in den Alpen- oder in den Karstländern — große 
Uebelstände auf. Die Verwertung der Fäkalien der Städte ist in 
Oesterreich noch nirgends verwirklicht, die Gründüngung nur sporadisch 
in Uebung. Seit den 60er Jahren beginnt die Anwendnng von Kunst- 
dünger vorzudringen; seither hat sie sich zum Teil auch schon in den 
Alpen-, kaum aber noch in den Karstländern festgesetzt. Die neueren 
rationellen Maschinen und Geräte finden in bäuerlichen Kreisen nur 
langsam Eingang. Nur selten wird die Bekämpfung des Unkrautes, 
der tierischen und pflanzlichen Schädlinge mit der nötigen Aufmerk- 
samkeit und Energie betrieben. Es sind zwar in allen Kronländern 
Gesetze erlassen worden, welche den Landwirten die Vertilgung des 
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Unkrautes, die Vernichtung der schädlichen Insekten und Pilze zur 
Pflicht machen. Doch ist die Durchführung dieser Vorschriften den 
Gemeindebehörden übertragen, welche nur lax vorgehen. Ueberhaupt 
beschränkt sich der technische Fortschritt meist auf die Großgüter, 
deren Beispiel nur sehr langsam auf die bäuerlichen Wirtschaften von 
Wirkung ist. Nebst zahlreichen anderen Momenten sind es namentlich 
die geringe allgemeine und ökonomisch -technische Bildung, dann die 
Gemenglage und die durch sie hervorgerufene wirtschaftliche Beengt- 
heit des einzelnen Landwirtes, die dazu beiträgt, daß ein großer Teil 
des österreichischen Bauernstandes jeder Neuerung einen so starren 
passiven Widerstand entgegensetzt. 

Der Getreidebau (Fruwirth) hat bis vor wenigen Jahren 
einen Aufschwung in Oesterreich zu verzeichnen, seither befindet er 
sich in einem langsamen Bückgange. Am stärksten ist der Anbau der 
Brotfrüchte zurückgegangen. Ersetzt werden die Halmfrüchte zum Teil 
durch gesteigerten Futterbau und durch die Vermehrung der Vieh- 
haltung, namentlich in den Alpenländern. Die Hülsenfrüchte haben an 
Verbreitung nicht gewonnen, Lupine und Serradella, zwei für die Grün- 
düngung hochwichtige Pflanzen, finden nur langsam Eingang in der 
österreichischen Landwirtschaft. Mächtig war die Entwickelung des 
Hackfruchtbaues, speciell der Kartoffel- und der Rübenkultur. Unter 
den Handelspflanzen haben in den letzten Jahrzehnten mannigfache 
Veränderungen Platz gegriffen. Die große Bedeutung der Rapskultur 
um die Mitte des Jahrhunderts ist infolge der Mineralöl erzeugung fast 
ganz geschwunden; der Flachs- und Hanfbau, der noch vor wenigen 
Jahrzehnten zu den wichtigsten Zweigen intensiverer Kultur in Oester- 
reich gezählt hatte, befindet sich jetzt in einem starken, durch die 
Konkurrenz der Baumwolle verursachten Rückgange. 

Dagegen weist der Hopfenbau sowohl hinsichtlich der Größe der 
Anbaufläche, als auch in der Verbesserung des Kultur- und Ernteverfahrens 
mächtige Fortschritte auf. Der Bau von Farbpflanzen (Krapp) ist durch 
die Erzeugung von Mineralfarben fast ganz verdrängt. Der Futterbau 
(Ritter von Weinzier 1) ist auf Kosten der schwarzen Brache und 
der Getreidekultur vielfach ausgedehnt worden. Insbesondere hat der 
Rotklee stark an Verbreitung gewonnen, und auch mit der Einführung 
von Gründüngungspflanzen wurde begonnen. Manche Fortschritte sind 
auch in der Wiesen- und Alpenkultur zu verzeichnen. Zumeist aber 
fehlt es hier noch an jeder rationellen Behandlung. Bewässerung und 
Düngung der Wiesen werden nur selten vorgenommen, die Hutweiden 
sind zwar hie und da aus dem Zustande völliger Verwahrlosigkeit 
einer besseren Kultur zugeführt worden, die Pflege ist aber zumeist 
noch eine sehr schlechte. Ebenso ist die äußerst mangelhafte Bewirt- 
schaftung des Alpbodens nur wenig verbessert worden. 

Sehr wechselvoll ist die Geschichte des Weinbaues (Mach) in 
der uns beschäftigenden Zeitperiode. In den 50er Jahren richtete die 
Traubenkrankheit in Oesterreich, deren man erst in den 60er Jahren mit 
Schwefel Herr wurde, große Verheerungen an. In den 80er Jahren be- 
ginnt die Verseuchung der österreichischen Weingärten mit der Reblaus ; 
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über */ 3 der Weinbaufläche war im Jahre 1897 bereits von diesem 
Insekt befallen, nur Tirol ist davon noch verschont geblieben. Nach- 
dem einige andere Gegenmaßregeln sich als fruchtlos erwiesen haben, 
wird seit einigen Jahren die Anpflanzung amerikanischer Reben durch 
gesetzliche und administrative Maßregel zu befördern gesucht, und 
zwar mit soviel Erfolg, daß die Fortführung des Weinbaues in Oester- 
reich auf neuer Grundlage nunmehr wohl als gesichert angesehen 
werden darf. Auch gegen die Peronospora, die namentlich in den 
Jahren 1883 -1887 im Süden furchtbar verheerend auftrat, gelang es 
schließlich, chemische Gegenmittel zu finden. Im übrigen haben die 
Weinbauverhältnisse sich in den einzelnen Kronländern sehr ver- 
schieden entwickelt, worauf indessen hier nicht näher eingegangen 
werden kann. 

Dies gilt auch von der Obstkultur, vom Garten- und vom 
Gemüsebau (Graf von Attems, Lauche, Beck Ritter von 
Managatta, von der Planitz und von Janczewski). Die 
Obstkultur hat in den letzten 50 Jahren in Oesterreich einen außer- 
ordentlichen Aufschwung aufzuweisen ; in dieser Zeit ist aus der Klein- 
wirtschaft der Obstbauer und aus dem Dilettantismus der herrschaft- 
lichen und geistlichen Obstgärten ein tief in die Volkswirtschaft ein- 
schneidender Kulturfaktor geworden. 

Von besonderer volkswirtschaftlicher Wichtigkeit für die öster- 
reichische Landwirtschaft ist die Entwickelung der Tierzucht (Ma- 
calik) während der letzten 50 Jahre. In diese Zeit fällt vor allem 
der Uebergang von der bloßen Viehhaltung zur eigentlichen Vieh- 
zucht. Die Grundentlastung wirkte auch auf diesem Gebiete um- 
wälzend. Während früher die Bauern zumeist nur die für die Spann- 
dienste notwendigen Pferde zu halten vermochten, gingen sie nach Be- 
seitigung der Fronden zumeist zur Rindviehhaltung über. Aehnliches 
gilt für die Großgrundbesitzer. Nebst der Quantität steigert sich aber 
gleichzeitig auch die Qualität und die Leistungsfähigkeit des Viehes. 
Es beginnt die Einfuhr auswärtiger Zuchttiere zur Herstellung teils 
reiner Schläge, teils zahlreicher Kreuzungen. Später bestrebe man sich 
mehr, die einheimischen Viehschläge zu verbessern, was auch vielfach 
sehr gut gelungen ist Von großem Einflüsse waren hier die wissen- 
schaftlichen Forschungen über die Körpereigenschaften der Tiere, über 
deren physiologische Bedeutung für die Leistungsfähigkeit und über die 
Lebensbedingungen der Tiere. Erst dadurch wurden die Veredelungs- 
bestrebungen in rationelle, wissenschaftlich fundierte Viehzuchtmethoden 
umgewandelt. Gleichzeitig hat auch die Fütterungslehre, namentlich in 
Folge chemischer Forschungen, bedeutende Fortschritte gemacht, die 
zur Gewinnung neuerer Futtermittel geführt haben. Die erwähnten Mo- 
mente, sowie die relativ günstige Preiskoujunktur für die tierischen 
Produkte haben es bewirkt, daß die Viehzucht heute nicht mehr als ein 
notwendiges Uebel der Landwirtschaft, das der letzeren den erforderlichen 
Dünger liefern muß, angesehen wird, daß sie vielmehr in immer steigen- 
dem Maße als der wichtigste, häufig als der einzig lukrative Teil des 
landwirtschaftlichen Betriebes gilt. Das ist namentlich in Gebirgs- 
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gegen den der Fall, während in den Ebenen die Intensifikation der 
Bodenbestellung, die Ausbreitung der Industrien vielfach einen entgegen- 
gesetzten Einfluß ausgeübt haben. Im ganzen hat denn auch die Ver- 
mehrung des Viehstandes 1880 — 1899 mit der Bevölkerungszunahme in 
Oesterreich nicht gleichen Schritt gehalten. 

Der Staat und die Kronländer haben auf verschiedene Weise ver- 
sucht, die Entwickelung der Viehzucht zu befördern: durch Körord- 
nungen, durch gesetzliche Regelung der Rindviehzucht, durch veterinär- 
polizeiliche Gesetze, durch Vieh Versicherung, durch Prämien, Subventionen, 
Ausstellungen u. s. w. Gleichwohl befindet sich gegenwärtig die Vieh- 
zucht noch keineswegs auf jener Höhe, die angestrebt werden muß, und 
die in den Nachbarländern auch vielfach schon erreicht ist. 

Besonders groß scheint der Fortschritt in der Pferdezucht 
(G a s s e b n e r) zu sein. Thatsächlich hat auch der Pferdeexport seit 
1848 sich von 12 741 auf 59 182 Stück gehoben. Die staatliche Ein- 
flußnahme ist auf diesem Gebiete besonders intensiv. Sie erfolgt durch 
Errichtung und Erhaltung von staatlichen Zuchtanstalten — Staats- 
gestüten, Hengstendepots and Staatsfohlenhöfen — mit militärischer 
Organisation, durch Erlassen von Körungsordnungen, welche das 
Privatbeschälwesen gesetzlich regeln, durch Subventionierung und Prämi- 
ierung von Privathengsten, durch Üeberlassung von Staatshengsten in 
Privatpflege , durch Organisierung des Veterinärwesens , durch Be- 
willigung von staatlichen Wettrennpreisen, u. s. w. Ueber die Zweck- 
mäßigkeit des letzteren Mittels wird bekanntlich heftig gestritten. Sicher 
ist, daß es nicht nur den Rennsport, sondern auch den Wettunfug 
befördert. Die neuen Landeskörungsgesetze, die aus den 80er Jahren 
stammen, dehnen den Licenzierungszwang auf alle Hengste aus, die zur 
Deckung von fremden Stuten verwendet werden. Von den einheimischen 
Pferderassen steht das norische Pferd an erster Stelle, dessen Reinzucht 
gegenwärtig in den Alpen eifrig betrieben wird. 

Die Rindviehzucht (Kaltenegger, Macalik, Freiherr 
von der Malsburg, Baier, Torre, P o v § e ) hat sich in den 
einzelnen Landesteilen sehr verschieden entwickelt. Um die Mitte des 
Jahrhunderts fehlte es überhaupt an einer rationellen Viehzucht. Die 
Grundentlastung wirkte gerade auf diesem Gebiete sehr fruchtbringend. 
In den Alpenländern nahm die Rindviehzucht erst einen bedeutenden 
Aufschwung, als in den anderen Ländern die Bevorzugung des aus- 
ländischen (Schweizer, Holländer) Hornviehes einer Würdigung der 
alpinen einheimischen Schläge Platz gemacht hatte. Wesentlich ge- 
fördert wurde die Entwickelung in den Alpenländern durch die vom 
Ackerbauministerium veranstaltete Erhebung über die Rinderrassen 
Oesterreichs. Auch sonst hat man es an Versuchen zur Hebung der 
Rindviehzucht nicht fehlen lassen, und es sind auch manche gute Er- 
folge dabei erzielt worden. Wie das norische Pferd (Pinzgauer), so 
erringen sich auch die alpinen Hornviehschläge (Montavoner, Lech- 
thaler, Duxer u. s. w.) immer mehr die Anerkennung des In- und Aus- 
landes. 

Schweinezucht (Baier) wurde vor dem Jahre 1848 fast gar 
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nicht betrieben. Seit den 70er Jahren werden englische Schweine- 
schläge zur Zucht eingeführt. Besonderen Aufschwung nahm die 
Schweinezucht in den 90er Jahren ; Niederösterreich steht hierbei an der 
Spitze, indem hier seit 1887 Schweinezuchtanstalten und Zuchtstationen 
mit, wie es scheint, gutem Erfolge, gegründet und subventioniert 
wurden. Aber auch in den anderen Ländern sind Fortschritte zu be- 
merken. Das von Niederösterreich gegebene Beispiel ist nicht ohne 
Wirkung geblieben. 

Hingegen hat sich in der Schafzucht (Baier) ein starker 
Niedergang vollzogen. Noch um die Mitte des Jahrhunderts stand die 
Wollschafzucht, insbesondere in den Nordwestländern, in hoher Blüte 
nnd bildete den wichtigsten Teil der damaligen Viehzucht. Seither 
wurde sie immer weniger rentabel; seit den 70er Jahren ist sie durch 
die überseeische Konkurrenz und von der Baumwollenindustrie immer 
mehr verdrängt worden. Nebst dem dadurch hervorgerufenen Preisfall 
der Wolle trug auch die steigende Intensität der Wirtschaft und die 
Ausbreitung der Rübenkultur dazu bei, daß die Wollschafzucht zumeist 
aufgegeben wurde. Während aber so die Zucht edler Eeinwollschafe nur 
mehr vereinzelt dasteht, hat die Zucht von Fleischschafen in Oesterreich 
noch nicht festen Fuß zu fassen vermocht. Im Laufe von 40 Jahren 
(1850 — 1890) hat sich der Schafstand Oesterreichs um 50 Proz. ver- 
ringert. 

Auch die Seidenraupenzucht (Bolle), früher ein wichtiger 
Zweig der landwirtschaftlichen Produktion in den südlichen Ländern, 
hat zuerst durch das Auftreten der Raupenkrankheit, dann durch die 
Handelskrise in Seide sehr gelitten und einen bedeutenden Rückgang 
zu verzeichnen. 

Das mit der Tierzucht in engster Beziehung stehende Veterinär- 
wesen (Ritter von Wiedersperg) hat erst im Laufe der letzten 
Decennien seine Ausbildung erfahren. Die Wissenschaft, insbesondere 
die Bakteriologie, weist in neuerer Zeit ungeahnte Fortschritte auf. 
Seit den 60er Jahren gehen aus dem Tierarzenei-Institute in größerer 
Zahl Tierärzte hervor, die in steigendem Maße öffentliche Anstellungen 
finden und als Ausführungsorgane bei der Bekämpfung der Epizootien 
dienen. Diese Bekämpfung selbst war um die Mitte des Jahrhunderts 
noch sehr mangelhaft. Das bereits auf moderner Grundlage aufgebaute 
Rinderpestgesetz vom Jahre 1868 blieb wegen des Mangels an Durch- 
führungsorganen wirkungslos, während das Tierseuchen- und das Rinder- 
pestgesetz vom Jahre 1880 infolge der energischen Handhabung durch- 
schlagenden Erfolg hatten; ebenso das Lungenseuchengesetz von 1892. 
Die Rinderpest und die Lungenseuche sind seither in Oesterreich er- 
loschen. Andere Tierkrankheiten — seit einigen Jahren namentlich die 
Schweinepest und die Maul- und Klauenseuche — haben dagegen noch 
sehr weite Verbreitung. 

Nebst der Veterinärpolizei ist die Vieh versicherung (Sperk) 
ein Mittel zur Bekämpfung der Seuchen; aber sie muß sich nebst diesen 
Todesursachen auch auf sonstige Unglücks- und Todesfälle erstrecken. 
Die beschränkten Tierseuchenfonde in Tirol, Vorarlberg und Nieder- 
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Österreich haben sich zwar bewährt, nicht aber die 1883 — 1892 in 
Mähren bestandene Rindviehversicherung. Die Einführung einer obli- 
gatorischen, staatlichen Viehversicherung steht in Diskussion. Die einer 
solchen Einrichtung entgegenstehenden Schwierigkeiten dürften wohl 
nicht unüberwindlich sein. 

Gehen wir nunmehr zur Betrachtung der Hilfsmittel der land- 
wirtschaftlichen Produktion über. 

Eine ausführliche Darstellung des landwirtschaftlichen Ge- 
rätewesens fehlt leider in dem Jubiläumswerke. Es wäre sehr in- 
teressant gewesen, die geographische Verbreitung der verschiedenen land- 
wirtschaftlichen Gerätetypen in Oesterreich kennen zu lernen. Auf 
diesem Gebiete namentlich sind die Bauernwirtschaften zumeist sehr 
rückständig. 

Dagegen ersieht man aus dem Jubiläumswerke die großen, im 
Laufe der 50 Jahren gemachten technischen Fortschritte hinsichtlich 
der landwirtschaftlichen Maschinen (Rezek). Die Betonung 
lediglich der technischen Seite kann indessen leicht zu einer Ueber- 
schätzung der wirtschaftlichen Bedeutung dieser Fortschritte ver- 
leiten. Da ist es nicht überflüssig, daran zu erinnern, daß von den 
mehr als 2 Millionen landwirtschaftlichen Betrieben Oesterreichs nur 
etwa 138000, also noch nicht 7 Proz., einen mechanischen oder tierischen 
Motor verwenden und daher der Unfallversicherungspflicht unterliegen. 
Ob es richtig ist, daß die Verwendung der Maschinen in der Land- 
wirtschaft bereits allgemein geworden sei, und daß nur einzelne Gebirgs- 
gegenden auch heute noch ihre primitiven, unvollkommenen Geräte aus 
längst verflossener Zeit beibehalten haben, ob nicht vielmehr die alten, 
primitiven Feldgeräte auch heute noch bei den Bauern zumeist vor- 
herrschenden Maschinen sich bei ihnen nur sehr langsam Eingang zn 
verschaffen vermögen, wird hoffentlich binnen kurzem die landwirt- 
schaftliche Betriebsstatistik entscheiden. 

Die gesetzlichen Grundlagen des Wasserbau- und 
Meliorationswesens (Freiherr von Starkenfels) haben seit 
1848 manche einschneidenden Aenderungen erfahren. Die Wasserrechts- 
gesetze der Jahre 1869 — 1875 haben insbesondere die Bildung von 
Wassergenossenschaften durch Majoritätsbeschluß, die Leitung des 
Wassers über fremde Grundstücke und die Expropriation zu Gunsten 
von Wasserbauten ermöglicht; die Interessenkonflikte zwischen Melio- 
rationsunternehmungen und älteren Stauanlagen wurden, wenn auch nicht 
durchaus klar und zweckmäßig, so doch irgendwie entschieden. Einen 
größeren Fortschritt in letzterer Beziehung bedeutet das Meliorations- 
gesetz vom Jahre 1884, das auch die Kreditfähigkeit der Wasserge- 
nossenschaften durch Sicherung ihrer Gläubiger erhöht. Auch das Ge- 
setz über die unschädliche Ableitung von Gebirgswässern vom Jahre 1884, 
das die Zwangsenteignung zu Gunsten von Meliorationsunternehmungen 
noch bedeutend erweitert, wäre hier zu nennen gewesen. 

Die Wichtigkeit der Hydrographie (Lauda) für den Wasser- 
bau ist zwar schon seit langem erkannt; aber erst in den letzten Jahren 
wurde in Oesterreich mit der Organisation des hydrographischen Dienstes 
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begonnen, der sich in 3 Instanzen : Beobachter, hydrographische Landes- 
abteilungen und hydographisches Centralbureau gliedert. Die Beob- 
achtungen haben im Jahre 1895 begonnen und werden periodisch publi- 
ziert; im Jahre 1898 gab es bereits 4572 Beobachtungsstationen für 
Wasserstands-, Schneestands- und Regenmessungen. 

Dem Wasserbau im engeren Sinne ist in dem Jubiläums- 
werke ein breiter Baum gewidmet. Im Interesse der Schiffahrt und 
zur Verhütung von Ueberschwemmungen sind nach einer sehr inter- 
essanten, tabellarischen Zusammenstellung (S c h r e y) während der letzten 
50 Jahre rund 150 Mill. fl. verwendet worden; davon kommen auf 
Niederösterreich 57,6, auf Böhmen 25,3, auf Tirol 24,4, auf Galizien 
11,7 Mill. fl. u. s. w. Die größten Regulierungsarbeiten betreffen die 
Donau (57,6 Mill. fl.), Etsch (12 Mill.), Moldau und Elbe (14,6 Mill.), 
Narenta (7,3 Mill.), Weichsel (4,4 Mill.) u. s. w. Wer sich für diese 
Arbeiten interessiert, findet reichlichen Aufschluß in einer Reihe von 
Monographien der wichtigsten österreichischen Flüsse 
(Weber Ritter von Ebenhof, Franz, Herbst, Florian, 
Pesta, Blum); doch müssen hier einige Vorbehalte gemacht werden. 
Zunächst sind leider nicht alle wichtigen Flüsse behandelt; es fehlen 
insbesondere gerade solche, deren Regulierung speciell für die Land- 
wirtschaft die allergrößte Bedeutung besitzt, wie z. B. der Rhein, die 
March u. s. w. Ferner darf man bei der Lektüre dieser Artikel nicht 
vergessen, daß in Oesterreich von den zahlreichen wichtigen Aufgaben 
auf dem Gebiete der Flußregulierung bisher erst der kleinste Teil er- 
füllt ist. Noch entbehrt Oesterreich der so dringend notwendigen 
Wasserstraßen (s. o.), noch fordern Ueberschwemmungen fast alljährlich 
zahlreiche Opfer an Menschenleben, noch verheeren Wasserkatastrophen 
weite Landstrecken, noch könnten ganze weite Gegenden durch Fluß- 
regulierungen entwässert, entsumpft und dadurch für die Kultur ge- 
wonnen werden. 

Mit den vorstehenden Bemerkungen haben wir uns schon den Fragen 
des landwirtschaftlichenMeliorationswesens (Friedrich) 
zugewendet. Hier sind im Laufe der letzten Decennien manche Fort- 
schritte, wenn auch nicht in allen Kronländern, zu verzeichnen. Be- 
sonders fördernd auf die Melioration sthätigkeit hat in manchen Ländern 
die Organisierung eines kulturtechnischeu Dienstes gewirkt, der die 
Landwirte zu Bodenverbesserungen anregt und die Durchführung 
derselben übernimmt. Doch stehen wir hier erst am Anfange einer 
Entwickelung , die übrigens länderweise sehr verschieden weit ge- 
diehen ist. 

Eine Reihe zum Teil ganz neuer in dem Werke enthaltener Zu- 
sammenstellungen über die bisherige Meliorationsthätigkeit in den ein- 
zelnen Kronländern enthält viel des Belehrenden. Aus ihnen ersieht 
man auch, wie verschwindend gering dasjenige ist, was bisher geleistet 
worden ist, gegenüber dem, was noch zu leisten wäre. So sind in 
Niederösterreich von 250000 ha drainagebedürftiger Fläche nur etwa 
10000 ha oder 4 Proz. entwässert worden. In Böhmen bedürfen etwa 
830000 ha einer Bodenmelioration ; seit 1884 werden aber im jährlichen 
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Durchschnitte nur etwa 2 300 ha, etwa */ 4 Proz., thatsächlich melioriert. 
Aehnlich ist es in den anderen Kronlandern. Die Gemenglage des 
Grundbesitzes, die Schwierigkeit, sich — namentlich bei Verschuldung 
— das notwendige Baukapital zu verschaffen, die mangelhafte Organi- 
sation des kulturtechnischen Dienstes, Unbildung und Indolenz der 
Grundbesitzer sind die Ursachen für diese traurige Erscheinung. 

In einem speciellen Zweige der Boden Verbesserungen, nämlich in 
der Moorkultur (Koppen s), hat in den letzten Jahren ein gewisser 
Fortschritt stattgefunden, der teils auf private Initiative zurückzuführen 
ist, teils auf die Subventionierung von Moorkulturstationen durch Staat 
und Land. 

In engem Zusammenhange mit der eigentlichen Landwirtschaft 
stehen die landwirtschaftlichen Industrien; teils deshalb, 
weil sie zumeist von den Landwirten selbst oder doch von landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften betrieben werden, teils deshalb, weil sie 
die wichtigsten Abnehmer der landwirtschaftlichen Produkte sind. Hier- 
her werden insbesondere die Mi Ich Verarbeitung , Weinbereitung, Bier- 
brauerei, Spiritusbrennerei, Zuckererzeugung und Müllerei gerechnet. 

In der Milchwirtschaft (Wink ler) folgt Oesterreich nur 
langsam und zögernd den technischen und ökonomischen Fortschritten, 
die in anderen Staaten rasch und allgemein Eingang finden. Das ist 
doppelt bedauerlich, weil weite Gegenden unseres Vaterlandes vor- 
wiegend auf die Gewinnung von Viehprodukten angewiesen sind. Am 
weitesten ist das Molkerei wesen seit jeher in Vorarlberg entwickelt, 
wo sich der nachbarliche Einfluß der Schweiz wohlthätig fühlbar macht. 
Dort erfolgt die Milchverarbeitung zumeist genossenschaftlich im großen 
unter Anwendung von rationellen Methoden und Maschinen, und die 
Molkereiprodukte werden hier auch auf gemeinsame Rechnung ver- 
wertet. Dagegen steht die Milchbearbeitung in den übrigen Alpen- 
ländern heute großenteils noch auf einer sehr niedrigen technischen 
Stufe, und zwar selbst dort, wo Molkereigenossenschaften bestehen, da 
diese nur selten für einen zweckmäßigen Vertrieb sorgen. Milchcentri- 
fugen sind bei uns wenig verbreitet; und während Deutschland über 
2000, das kleine Dänemark über 1000 Molkereigenossenschaften besitzt, 
zählte man deren bei uns erst 350! 

Daß bei diesem niedrigen Stande der Technik die Errungenschaften 
der bakteriologischen Forschungen, insbesondere hinsichtlich der Be- 
freiung der Milch von schädlichen Mikroorganismen, nur wenig ver- 
wertet werden, versteht sich fast von selbst. 

Auch in der Weinbereitung und Weinverarbeitung 
(Mach) spielen die Bakteriologie und Chemie eine große Rolle. Sie 
haben die Erkenntnis von der richtigen Behandlung des Weines und 
der zweckmäßigen Ausnützung der Weinrückstände ungemein gefördert. 
Auf sie ist auch der Aufschwung in der Erzeugung von Halb- und 
Kunstweinen zurückzuführen, die an chemischer Zusammensetzung, Ge- 
schmack und Aussehen den guten Naturweinen immer näher kommen, 
ihnen eine immer gefährlichere Konkurrenz machen, ja sie ganz zu ver- 
drängen drohen. Daß die so sehr ausgedehnten Verheerungen der 
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Phylloxera von den Weinkonsumenten kaum gespürt werden, erklärt 
sich im wesentlichen daraus, daß jene neue Weinindustrie die Lücken 
in der Produktion ausgefüllt hat. In Oesterreich, wie anderwärts, 
erstreben die Weinbauer einen gesetzlichen Schutz gegen jene ihnen 
höchst unangenehme Konkurrenz, und sie schieben dabei zumeist das 
Interesse des Publikums in den Vordergrund. Dieses soll sicherlich 
gegen Fälschungen und Irreführungen geschützt werden; nicht aber ist 
es im allgemeinen Interesse gelegen, daß den Konsumenten der Bezug 
von Kunst- und Halbweinen erschwert oder gar unmöglich gemacht 
werde. 

In Oesterreich ist bis jetzt nicht viel zum Schutz der Kon- 
sumenten geschehen. Das Kunstweingesetz von 1880 ist fast ganz auf 
dem Papier geblieben; ob das Gesetz vom Jahre 1896 über den Ver- 
kehr mit Lebensmitteln mehr Erfolg, haben wird, muß sich erst noch 
zeigen. Einiges darf man sich wohl von dem genossenschaftlichen Zu- 
sammenschluß der Weinproduzenten zum Zwecke der einheitlichen und 
rationellen Weinbehandlung und des gemeinsamen Absatzes versprechen. 
Nach deutschem Muster sind in Tirol während der 90er Jahre Ge- 
nossenschaften entstanden, die sich bei guter Leitung bewähren dürften. 
Eine ähnliche Bewegung macht sich auch in anderen Weinländern be- 
merkbar. 

Sehr bedeutend ist die technische Umwälzung in der Brau- 
industrie (Urban,Sonndorfer, Schreiner, Brauner) gewesen. 
Kurz vor dem Jahre 1848 stellte ein Oesterreicher zuerst einen verläß- 
lichen Saccharometer her. Seither wurde in immer steigendem Maße die 
menschliche Arbeitskraft durch mechanische Motoren und Maschinen 
ersetzt, die Produktion rationeller eingerichtet, peinliche Sauberkeit in 
den Betrieben durchgeführt. Gleichen Schritt mit den technischen 
hielten die wirtschaftlichen Verbesserungen. Mit der Sprengung der 
alten Zunftverfassung begann die Verdrängung der kleinen durch Groß- 
betriebe, ein Entwickelungsprozeß, der immer größere Dimensionen und 
ein immer rascheres Tempo annimmt. In den Jahren 1858 — 1895 hat 
sich die Anzahl der Braustätten um 46 Proz. vermindert. Während aber 
die Kleinbetriebe in der Zeit von 1880 — 1894 eine Abnahme um 32 Proz. 
aufweisen, haben sich *lie mittleren und großen Brauereien um 61 Proz. 
vermehrt. Im Jahre 1895 waren die Großbetriebe mit 63,8 Proz., die 
Mittelbetriebe mit 14 Proz., die Kleinbetriebe mit 22,2 Proz. an der 
Gesamtbierproduktion beteiligt. Die letztere ist vom Jahre 1850 — 1897 
von rund 5 Millionen auf rund 19 Millionen oder um 342 Proz. ge- 
stiegen. Die Bierausfuhr ist aber immer noch gering. Speciell die 
Entwickelung der Wiener Brauindustrie seit 50 Jahren ist eine un- 
geheuere gewesen. Im Jahre 1848 erzeugten in Wien 39 Brauereien 
672 718 hl, im Jahre 1897 17 Brauereien 3,6 Mill. hl. 

Ebenso fällt die Entwickelung der für die ganze Volkswirtschaft 
Oesterreichs so wichtigen zwei Industriezweige, der Spiritusbrennerei 
(Kruis) und der Rübenzuckerfabrikation (Ritter von 
Proskowetz) fast ganz in die Zeit seit dem Jahre 1848. Ungeheure 
technische Vervollkommnungen sind in diesen Fabrikationszweigen 
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eingeführt worden. Doch hat die österreichische Steuergesetzgebung in 
mehrfacher Hinsicht sehr nachteilig auf diese Produktionszweige gewirkt. 
Sie hat einerseits den technischen Fortschritt sehr verlangsamt, anderer- 
seits den Umfang der Produktion und den Gewinn der Produzenten 
auf Kosten der Konsumenten gesteigert. Im Jahre 1847 bestanden 
erst 70, im Jahre 1897 bereits 217 Zuckerfabriken. In der gleichen 
Zeit hat sich die Anbaufläche der Zuckerrüben von 4000 auf 350 OOO ha. 
die verarbeitete Rübenmenge von 1 auf 79 Millionen oder pro Fabrik 
von 14286 auf 362 511 Metercentner gehoben. 

Neben der eigentlichen Landwirtschaft spielt in Oesterreich die 
Forstwirtschaft eine sehr große Rolle. Sind doch im Staats- 
durohschnitte nicht weniger als 32,6 Proz. des Areales bewaldet! In 
den Alpenländern steigt das Bewaldungsprozent sogar auf 41,8 speciell 
in Steiermark auf 47,9 Proz. 

Die Entwickelung des forstlichen Betriebes und 
seiner Einrichtung (Ritter von Guttenberg) ist daher für 
Oesterreich von besonders großer Bedeutung. Gerade in dieser Be- 
ziehung aber ist die zweite Hälfte des 19. Jahrhundertes in Oesterreich 
eine Zeit großer Fortschritte,. Um die Mitte des Jahrhunderts fehlten 
namentlich drei wichtige Bedingungen für eine günstige Fortentwickelung 
der Forstwirtschaft: die Schaffung einheitlicher forstrechtlicher Be- 
stimmungen, die Beseitigung der kulturhinderlichen Einforstungsrechte 
und die Förderung der Forstkultur durch Pflege des forstlichen Unter- 
richtes. Das Forstgesetz vom 3. Dezember 1852 wollte dem erst- 
genannten Bedürfnisse Rechnung tragen, dem zweiten die bereits oben 
besprochene Servitutenablösung und -regulierung. Daß das Forstgesetz 
sich sehr bald in mannigfacher Hinsicht als ungenügend, den Wald- 
devastationen zu steuern, erwiesen hat, sei hier ergänzend bemerkt. Die 
Servitutengesetzgebung hingegen war zwar, wie gezeigt worden ist, 
ungemein schädlich für die berechtigten Bauern (s. o. S. 379), hat aber 
sicherlich viel zur Erhaltung des Waldstandes beigetragen. 

Die Forstbenutzung (Hampel) hat in den letzten Jahr- 
zehnten mehrfache Veränderungen aufzuweisen. Hier ist insbesondere 
die steigende Verwertung der Baumrinde zu Gerbzwecken zu erwähnen, 
ferner die Zurückdrängung der Waldweide und der Waldstreuentnahme. 

Die Hebung des Forstkultur wesens (Hempel) und der 
Waldpflege (Reuss), die schon gegen Ende des 18. Jahrhunderts 
in Norddeutschland begonnen hatte, griff seit den 50er Jahren auch 
auf Oesterreich über. Hier boten die durch unpflegliche Bewirt- 
schaftung hervorgerufenen Waldverwüstungen reichliche Gelegenheit zur 
Einführung von Kulturverbesserungen. In dieser Richtung wirkten 
namentlich: die Durchführung der staatlichen Forstaufsicht, die Aus- 
setzung von Preisen für erfolgreiche Aufforstung öder Hochgebirgs- 
flächen, die Thätigkeit der Forstvereine, das gute Beispiel vieler privater 
großer Forstwirtschaften sowie der Staatsforstverwaltung u. s. w. Daß 
gleichwohl die Verhältnisse der Forstkultur in vielen Ländern noch 
außerordentlich ungünstige sind — wie besonders in den Karstländern 
trotz der in Angriff genommenen Aufforstungen — , läßt sich leider nicht 
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bezweifeln. Muß doch der Entwickeln gsgang der Waldpflege selbst in dem 
Jubiläumswerke als „in seinen Grundzügen vielleicht etwas konservativ 
angehaucht" bezeichnet werden. Gewiß hat die Waldpflege in den 
letzten Jahrzehnten vielfach große Fortschritte aufzuweisen, wie die 
Ersetzung des Plänter- durch den Femelschlagbetrieb, die Verstärkung 
der Durchforstungen, das rationellere Vorgehen in der Frage der Ent- 
wässerung des Waldbodens, die Beförderung des Lichtwuchsbetriebes, 
der Aufforstung u. s. w. ; doch ist die Verbreitung dieser Verbesserungen 
noch bei weitem keine allgemeine. Leider sind darüber keinerlei 
statistische Angaben beigebracht; sie erst hätten ein exaktes Urteil 
über die Bedeutung der in Rede stehenden Entwickelung ermöglicht. 

Wesentliche Umgestaltungen erfuhr in der fraglichen Zeit das forst- 
liche Transportwesen (J. Marchet). Der Ausbau des Eisenbahn- 
netzes, die Preissteigerung des Holzes, die Verbesserung seiner Qualität, 
die Vermehrung der Hochwasserkatastrophen und der Wildbachverhee- 
rungen haben nebst einer Reihe anderer Momente bewirkt, daß die Trift 
immer mehr zurückgedrängt und durch den Landtransport ersetzt 
worden ist; ein Umwälzungsprozeß, der indessen zum Schaden der 
Landeskultur noch nicht überall erfolgt ist. Die höchste Ausbildung 
hat das Bringungswesen wohl in Galizien erfahren, wo infolge des 
Baues großer Eisenbahnlinien mit einem Schlage weite, bisher fast 
unberührte Forstgebiete dem Weltverkehre erschlossen worden sind, 
welche die Anlage eines eigenen rationellen Waldeisenbahnnetzes er- 
möglichten. Vielfach aber, namentlich in den Alpen, findet die 
Bringung der Waldprodukte auch gegenwärtig noch nach primitiven, 
zum Teil höchst kulturschädlichen Methoden statt. Wer sich für die 
Frage des Holztransportes interessiert, wird aus den 130 Seiten um- 
fassenden Detailschilderungen reiche Belehrung schöpfen. 

In engster Beziehung zur Entwickelung der Forstwirtschaft steht 
die Entwickelung der forstlichen Industrien. 

Speciell die Imprägnierung des Ho lzes (Schmo ok) hat 
erst in der Neuzeit größeren Umfang genommen, namentlich infolge 
des Eisen bahnbaues (Imprägnierung der Schwellen), aber auch zur 
Konservierung der Brücken-, Bau- und Grubenhölzer, der Telegraphen- 
stangen u. s. w. 

Dagegen ist die Holzverkohlung (Micklitz) ein uralter 
Erwerbszweig in vielen Waldrevieren, der gerade in den letzten Jahr- 
zehnten außerordentlich zurückgegangen ist. Die Holzkohle, früher bei 
der Eisenverhüttung unentbehrlich, ist gegenwärtig fast ganz durch 
Koaks ersetzt worden. Gleichzeitig hat aber die Verwertung auch 
minderwertiger Hölzer für Nutzzwecke rapid zugenommen; der größte 
Teil des Holzes, das früher verkohlt wurde, dient jetzt der Papier- 
fabrikation. 

Auch die Harzgewinnung (Stöger), früher vielfach die Haupt- 
nutzung der Forste, wird immer mehr zurückgedrängt, je mehr die 
Erkenntnis von den Gefahren der Harzgewinnung für die Holzzucht 
allgemeinere Verbreitung gewinnt. 

Die mechanische Bearbeitung des Holzes (Exner), die 
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bekanntlich in Oesterreich auf einer hohen Stufe steht, hat gerade in 
den letzten Jahrzehnten eine bedeutsame Entwickelung durchgemacht. 
In diese Zeit fallen die Errichtungen der großen Dampfsägen, die Ver- 
wertung des Holzbiegens zur Möbelerzeugung, die Zündhölzchen- 
fabrikation, endlich die Verwendung des Holzes in der Papierindustrie, 
insbesondere als Cellulose. 

Die genannten Momente mußten naturgemäß einen bedeutsamen 
Einfluß auch auf den H a n d e 1 und Verkehr mit Forstprodukten 
(Ei ssler) ausüben. Daß auch die Darstellung eines so nüchternen 
Erwerbszweiges, wie dieses, den Verfasser zu bombastischen Phrasen, 
ja zu Ausbrüchen der Leidenschaft Veranlassung geben könne, dürfte 
die meisten Leser etwas überraschen. 

Die Forstgesetzgebung (G. M a r c h e t) ist in dem uns be- 
schäftigenden Zeiträume recht stationär geblieben. Im Jahre 1852 
wurde nämlich ein allgemeines Forstgesetz erlassen, das mit einem 
Dutzend älterer Waldordnungen aufgeräumt hat — schon deswegen 
stellt es einen formellen Fortschritt dar — , das aber auch heute 
noch, trotz wiederholter Reformversuche, im großen und ganzen unver- 
ändert in Kraft steht. Die Kritik des Forstgesetzes hat sich allerdings 
weniger gegen die ihm zu Grunde liegenden Prinzipien — Streben 
nach Walderhaltung, staatliche Beaufsichtigung, Befbrsterung auch der 
Privatforste — gewendet als vielmehr gegen die mangelhafte Durch- 
führung der gesetzlichen Vorschriften, hervorgerufen teils durch die 
Geringfügigkeit der in dem Gesetze enthaltenen Strafsanktionen, teils 
durch die ungenügende Organisation des staatlichen Aufsichtsdienstes. 
Außerdem gab eine Anzahl von Lücken im Forstgesetze zu Klagen 
Anlaß. 

Diese Lücken wurden zum Teil durch das Wildbachverbauungs- 
gesetz, sowie durch einzelne Landesgesetze ausgefüllt. Unter den 
letzteren sind die Karstaufforstungsgesetze der 80er und 90er Jahre 
weitaus am wichtigsten, über deren qualitativen und quantitativen Erfolg 
das Jubiläumswerk leider keine eingehende Darstellung enthält. In 
Dalmatien, Kärnten, Salzburg, Schlesien und Tirol suchen ferner Landes- 
gesetze aus den 80er und 90er Jahren die allgemeine Forstkultur zu 
sichern, in Tirol, Jstrien, Böhmen und der Bukowina bestehen Special- 
normen für die Bewirtschaftung der Gemein de Wälder. Endlich hat ein 
Gesetz vom Jahre 1883 die Bereinigung des Waldlandes von fremden 
Enklaven und die Arrondierung der Waldgrenzen zu fördern gesucht. 

Die Organisation des Forstdienstes (Rossipal) hat in 
dem verflossenen halben Jahrhunderte sehr gewechselt. Man hat nach- 
einander und nebeneinander sehr verschiedene Systeme in Anwendung 
gebracht. Daß die Forstaufsicht gegenwärtig in einer wirklich wirk- 
samen, die Walderhaltung sichernden Weise organisiert sei, wird man 
ohne arge Uebertreibung nicht behaupten können. Besonders zahlreiche 
und verschiedenartige Experimente wurden in Tirol gemacht, ohne daß 
doch von einem befriedigenden Stande der Waldkultur Tirols oder auch 
nur von einer durchgreifenden Besserung gesprochen werden könnte. 

Relativ große Erfolge hat das staatliche Eingreifen auf dem Ge- 
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biete der Wildbachverbauungen (Wang) aufzuweisen. Die 
verheerenden Hochwasserkatastrophen des Jahres 1882 waren die Ver- 
anlassung zu den beiden Gesetzen des Jahres 1884 betreffend die 
Förderung der Landeskultur auf dem Gebiete des Wasserbaues und 
betreffend die Vorkehrungen zur unschädlichen Ableitung der Gebirgs- 
wässer. Das erste schuf durch die Errichtung des seither ständig 
vergrößerten Meliorationsfonds die finanzielle Grundlage für bedeutendere 
Wasserbauten und damit auch für die Wildbachverbauungen, das zweite 
bildet für die letzteren Maßregeln die rechtliche Basis. Zugleich ward 
in der forsttechnischen Abteilung für Wildbachverbauung ein Organ zur 
Durchführung dieser Arbeiten ins Leben gerufen. Ueberdies haben 
sowohl die im Jahre 1883 inaugurierte Gewässerregulierung in Tirol 
als auch die Drauregulierung in Kärnten, sowie einige andere größere 
Flußkorrektionen eine Reihe von Wildbachverbauungen mit sich ge- 
bracht. Die meisten Wildbachverbauungen wurden durch Konkurrenz- 
beiträge des Staates, des Kronlandes, zum Teil auch der Interessenten 
finanziert. Der Gesamtaufwand bis 1898 betrug 5 l / 2 Mill. iL, mit 
deren Hilfe (in runden Zahlen) 30000 Querbauten, 160 km Längsbauten, 
90 km Cunetten, 100 km Entwässerungsanlagen, 1085 km Verpflach- 
tungen, 114 km Bachumlegungen und Korrektionen, 1800 km Auf- 
forstungen und 400 ha Berasungen ausgeführt worden sind. Diese 
Arbeiten werden in qualitativer Beziehung von fachmännischer Seite 
sehr günstig beurteilt. 

Dagegen fehlt dem in Rede stehenden Artikel jeder Maßstab zur 
Beurteilung des quantitativen Erfolges. Dazu müßte man die Gesamt- 
zahl der zu bändigenden Wildbäche kennen, was leider nicht der Fall 
ist. Doch mag als ein Anhaltspunkt hierfür mitgeteilt werden, daß bis 
zum Jahre 1894 technische Vorerhebungen für mehr als 800 gefähr- 
liche Wildbäche gemacht worden sind, während nur bei 197 von ihnen 
Verbauungen in Angriff genommen worden waren. 

Auch dem forstlichen Vereins wesen (Dimitz) kann eine ge- 
wisse Einflußnahme auf die Forstgesetzgebung in die Forstkultur nicht 
abgesprochen werden, weshalb ihm ein eigener Abschnitt des Werkes 
gewidmet ist. 

Viel ist im Laufe der letzten Jahrzehnte auf dem Gebiete des 
land- und forstwirtschaftlichen Unterrichts (v. Zimmer- 
au er) geschehen. Bestanden doch um die Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts in Oesterreich nur zwei Institute mit höheren Lehrzielen: die 
landwirtschaftliche Lehranstalt in Ungarisch- Altenburg und die Forst- 
lehranstalt in Mariabrunn. Gegenwärtig besitzen wir ein fachliches 
Unterrichtssystem mit drei Stufen. Die oberste Spitze dieser Organi- 
sation wird durch die im Jahre 1872 errichtete Hochschule für Boden- 
kultur gebildet, die allmählich weiter ausgestaltet worden ist. Außer- 
dem wurden an den technischen Hochschulen Lehrkanzeln und Dozen- 
turen für Landwirtschaftslehre und — in Prag — für kulturtechnische 
Kurse aktiviert. Seit den 70er Jahren sind ferner 3 höhere landwirt- 
schaftliche Lehranstalten, 9 landwirtschaftliche Mittelschulen, 3 höhere 
Forstlehranstalten, 1 onologische und pomologische Mittelschule, 1 höhere 
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Gartenbauschule und 141 niedere landwirtschaftliche Schulen — 40 Acker- 
bauschulen, 57 landwirtschaftliche Winterschulen, 13 Molkerei- und Haus- 
haltungsschulen u. s. w. — errichtet worden. Man darf dem Autor 
beipflichten, wenn er sagt, daß dieses Resultat im Vergleich mit dem 
Stande anno 1848 ein mächtiger Fortschritt ist. Vergleicht man in- 
dessen das Ergebnis der 50-jährigen Bestrebungen mit dem Ziele, das 
erreicht worden sollte, und das darin bestehen muß, den Landwirten 
das zu einem rationellen Betrieb erforderliche Minimum an Kenntnissen 
und an Bildung zu vermitteln, dann erkennt man, daß das bisher Ge- 
leistete gegenüber dem zu Leistenden verschwindend wenig ist. Beträgt 
doch die Zahl der in den niederen landwirtschaftlichen Schulen einge- 
schriebenen Schüler noch nicht 3000, also einen gar nicht nennens- 
werten Bruchteil der bäuerlichen Jugend Oesterreichs ! Man bedenke, 
daß Oesterreich etwa 2 Mill. selbständiger Landwirte besitzt! Von dem 
Nachwuchs an Landwirten genießt nur ein gar nicht in Betracht 
kommender Teil auch nur den Unterricht in einem 5 — 6 Monate 
dauernden Unterrichtskurse (Winterschule). So ist thatsächlich die ganze 
Bildung, die dem Gros unseren künftigen Landwirte zugeführt wird, auf 
die spärlichen allgemeinen Kenntnisse beschränkt, welche den Kindern 
während ihres 6— 8-jährigen Besuches der Volksschulen, die überdies 
zumeist nur aus einigen wenigen Klassen bestehen, beigebracht werden. 
Wahrlich, eine durchaus ungenügende Ausrüstung für den wirtschaft- 
lichen Kampf, der sich auch in der Landwirtschaft fortwährend er- 
neuert und gerade in unseren Tagen besonders schwer und heftig ge- 
worden ist. 

Daß auch durch den in neuerer Zeit in Angriff genommenen land- 
wirtschaftlichen Wanderunterricht, sowie durch fachliche Specialkurse 
dem in Rede stehenden Mangel auch nicht einigermaßen abgeholfen 
werden kann, ist selbstverständlich. 

Aehnliches, wie vom landwirtschaftlichen Unterrichtswesen, wäre 
auch vom land- und forstwirtschaftlichen Versuchswesen 
(Meissl und J. Friedrich) zu sagen. Auch diesbezüglich ist alles, 
was bisher erreicht worden ist, in den letzten 50 Jahren geleistet 
worden. Wie wenig das aber ist, mag man es mit der Größe des 
Bedürfnisses, mag man es mit den Leistungen anderer Länder ver- 
gleichen, ersieht man auch hier aus der im Jubiläumswerke enthaltenen 
Schilderung nicht. 

Nach Ueberblicken über die Statistik der Bodenkultur 
(J. R. Lorenz Ritter von Liburnau) und über die land- und f orst- 
wir tscha ftliche Litteratur (Krafft, Macalik, Jentys, 
Bolle, Pov§e, von Zotti und Dimitz) werden die Verhältnisse 
der land- und forstwirtschaftlichen Beamten (Pohl) und 
die öffentliche Fürsorge für Dienstboten, Gesinde und 
ländliche Arbeiter (Luka§) besprochen. 

Die Stellung der Güterbeamten mußte sich naturgemäß in Folge 
der Beseitigung des Patrimonial Verhältnisses wesentlich verändern, ohne 
daß doch die Oivilrechtsgesetzgebung dieser Entwickelung entsprechend 
Rechnung getragen hat. 
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Noch bedeutender ist die Umwälzung hinsichtlich der Stellung der 
landwirtschaftlichen Arbeiter gewesen. Plötzlich ist an die Stelle des 
ehemaligen Herrschafts- und Dienstverhältnisses der rechtlich freie 
Arbeitsvertrag zwischen zwei formell gleichberechtigten Faktoren ge- 
treten; die Zwangsdienste sind weggefallen, gleichzeitig aber auch der 
ökonomische Rückhalt, den der Unterthan an seiner Obrigkeit besessen 
hatte. Erst damit entsteht der moderne Landarbeiter, und mit ihm 
entwickelt sich seit dem Jahre 1848 die heutige Landarbeiterlrage. 
Gleichwohl fehlt aber dem Jubiläumswerke eine auch nur halbwegs 
entsprechende Behandlung dieser sowohl vom allgemeinen sozialen 
als auch speciell vom agrarpolitischen Standpunkt aus hochwich- 
tigen Frage. Ist doch nicht einmal der Versuch unternommen, die 
mannigfaltigen Formen, welche das ländliche Arbeitsverhältnis in Oester- 
reich aufweist, zu charakterisieren, geschweige denn, die lokalen Ver- 
schiedenheiten und die zeitliche Entwickelung dieser Formen aufzu- 
klären. Ueber die gerade in Oesterreich so schwerwiegende Frage der 
Wanderarbeiter, über das Problem der Seßhaftmachung der Landarbeiter, 
über die Thatsache des Zuges der Landbevölkerung nach der Stadt und 
über deren Ursachen, über den Grad, die Verbreitung, die Folgen der 
„Leutenot" findet man in diesem Abschnitte auch nicht ein Wort. Die 
Darstellung der Dienstbotenordnungen ist nicht nur mangelhaft, sondern 
geradezu irreführend ; die neueren, wahrhaft drakonischen Landesgesetze 
über das Gesindeverhältnis (z. B. in Steiermark), durch welche die 
landwirtschaftlichen Dienstboten fast der schrankenlosen Willkür ihrer 
„Herrschaft" preisgegeben werden, sind nicht einmal erwähnt ! Während 
thatsächlich die landwirtschaftlichen Dienstboten bei Eintritt von Krank- 
heit oder Invalidität in 99 Fällen von 100 jedes Versorgungsanspruches 
entbehren und der immer noch mit einem sozialen Makel behafteten 
Armenpflege anheimfallen, versteigt sich der Autor auf Grund ganz ver- 
einzelter humanitärer Einrichtungen zu der Behauptung, „daß in dieser 
Richtung von einem Bedürfhisse, das nicht befriedigt wäre, in vielen 
Fällen nicht gesprochen werden kann." Die Unfall- und Kranken- 
versicherung der landwirtschaftlichen Arbeiter erklärt er, wenn auch 
mit vielen Umschweifen, für undurchführbar, die Frage eines länd- 
lichen Arbeiterschutzes scheint ihm offenbar nicht einmal erwähnenswert 
zu sein. 

Thatsächlich ist eben auf dem Gebiete der Landarbeiterfrage seit 
der Grundentlastung nicht nur kein Fortschritt, sondern geradezu ein 
Rückschritt zu verzeichnen. Denn ein solcher ist — auch wenn wir von 
den bereits gestreiften* Verschlechterungen des Gesinderechtes in einzelnen 
Kronländern absehen — schon dadurch gegeben, daß die alten Gesinde- 
ordnungen aus der vormärzlichen Zeit zumeist auch heute noch in 
Geltung stehen, daß ferner der Staat, der sowohl zu Gunsten der Land- 
wirte als auch zu Gunsten der industriellen Arbeiter zu einschneidenden 
wirtschaftspolitischen Maßregeln geschritten ist, die Landarbeiter bisher 
konsequent ignoriert, sie gänzlich ihrem Schicksale überlassen hat, das 
sich um so trauriger gestalten mußte, als von Selbsthilfe, von der Aus- 
nutzung der Koalitionsfreiheit, von einer Organisierung bei ihnen nicht 
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die Rede sein konnte. Ebensowenig ist man bisher in Oesterreich dem 
Problem der inneren Kolonisation, der Arbeitsvermittelung, der Alters- 
und Invaliditäts Versicherung für Landarbeiter auch nur näher getreten. 

In engem Zusammenhange mit der eigentlichen Land- und Forst- 
wirtschaft stehen Jagd, Vogelschutz und Fischerei. 

Speciell die Jagd (Dimitz) besitzt einen zwieschlächtigen Cha- 
rakter. Sie muß einerseits als ein der Landwirtschaft und der Viehzucht 
koordinierter Produktionszweig angesehen werden, der vom Standpunkte 
der Produktionspolitik staatliche Förderung verdient. Andererseits kann 
die Vorbedingung des Jagdbetriebes, nämlich die Hegung eines starken 
Wildstandes, vielfach nur auf Kosten und zum Schaden der land- und 
forstwirtschaftlichen Kulturen verwirklicht werden. Aufgabe der Ge- 
setzgebung ist es da offenbar, zwischen den widerstreitenden Interessen 
der Jagd und des Landbaues zu vermitteln. Dabei wird man aber 
fordern müssen, daß auf den letzteren Produktionszweig als den öko- 
nomisch weitaus wichtigeren in erster Linie Rücksicht genommen werde. 

Da die vorliegende Darstellung ganz ausschließlich vom Stand- 
punkte bloß der Jagd aus geschrieben ist, gelangt der Verfasser natur- 
gemäß zu einem äußerst günstigen Urteil über die Entwicklung seit 
dem Jahre 1848. Sicherlich ist es richtig, daß der Uebergang von der 
patrimonialen zur liberalen Gesellschaftsordnung „sich in einer Weise 
vollzog, welche der Jagd im allgemeinen keinen nennenswerten Abbruch 
thun, sie vielmehr in mancherlei Beziehung nur fördern konnte", daß 
das Recht der politischen Behörden, im Interesse der Bodenkultur den 
Abschuß des überhegten Wildes anzuordnen „wohl nur von unter- 
geordneter Bedeutung" ist, daß die Wildschongesetze „eine entschieden 
günstige Wirkung auf die Entwickelung des Wildstandes geübt" haben. 
In der That haben die großen Eigenjagdgebiete, was hier ergänzend 
mitgeteilt sei, in den letzten Jahrzehnten sowohl an Zahl als auch an 
Umfang außerordentlich zugenommen, zugleich zeigt sich ein enormes 
Anwachsen des Wildstandes, das in der rapiden Vermehrung des all- 
jährlich erlegten Wildes seinen Ausdruck findet; nach den im Jubiläums- 
werke angeführten Ziffern betrug der jährliche Durchschnitt der Wild- 
fällungen in den Jahren 1892—1896 gegen die Jahre 1874—1882: 
beim nützlichen Harwild (insbesondere Rotwild, Rehwild und Hasen) 
1 586 477 gegen 986 553 Stück (+ 59 Proz.) beim nützlichen Federwild 
(insbesondere Rebhühner, Wachteln und Fasanen) 1 439 361 gegen 
1017 471 (+ 41 Proz.) 

Unter diesen Umständen kann in der That „heute der österrei- 
chische Waidmann mit Befriedigung auf die letzten 50 Jahre zurück- 
blicken", und haben wir in Oesterreich keine Veranlassung, „in die 
Klage über den Verfall des edlen Waidwerkes einzustimmen". 

Ebenso sicher ist es aber auch, daß die Landwirtschaft jene 
Befriedigung durchaus nicht teilt, daß zahlreiche Klagen über den 
Verfall der Landwirtschaft erhoben werden, und daß dabei vielfach, 
insbesondere in den Alpenländern, gerade die Wildhegung und der 
zunehmende Jagdsport als eine der Ursachen des Verfalles angegeben 
werden. Und dies nicht ohne eine gewisse Berechtigung. Die Gesetz- 



Digitized by 



Google 



— 35 — 

gebung hat seit dem Jahre 1849 auf dem uns beschäftigenden Gebiete 
konsequent die Interessen der Landeskultur ignoriert, die Jagd und 
die Wildhegung auf Kosten der Landwirtschaft übermäßig begünstigt 
und beinahe planmäßig darauf hingearbeitet, die Ausübung des Waid- 
werkes der ländlichen Bevölkerung zu entziehen, um sie dem hohen 
Adel und dem reichen Bürgertume zu reservieren. Es ist jetzt nicht 
nur die Ausübung des Jagdrechtes, das doch rechtlich als ein Ausfluß 
des Grundeigentumes gilt, den Kleingrundbesitzern verwehrt und der Ge- 
meinde zugesprochen, sondern es haben die Grundbesitzer resp. die 
Gemeinde nach und nach auch jeden Einfluß auf den Jagdbetrieb und 
auf die Höhe des Wildstandes in ihrem Territorium verloren. Zu- 
nächst büßten die Gemeinden das Recht ein, den Wildabschuß in 
eigener Regie durch angestellte Jäger vorzunehmen, sie wurden ge- 
zwungen, nicht nur die Jagd zu verpachten, sondern auch, dies im 
Licitationswege an den Meistbietenden zu thun. Dann wurden die 
Jagdpachtgebiete vergrößert, die Pachtdauer verlängert, die Ver- 
pachtung den Gemeinden abgenommen und den politischen Behörden 
übertragen, überdies wurden einseitige Vorpachtrechte zu Gunsten von 
angrenzenden Eigenjagdberechtigten statuiert. Durch diese Maßregeln 
sowie durch die Einführung von Jagdkarten, für die alljährlich eine 
Taxe zu zahlen ist, ist die bäuerliche Bevölkerung immer mehr von 
der Ausübung der Jagd ausgeschlossen ; die Verpachtung der Gemeinde- 
jagden erfolgt in steigendem Maße an große Jagdherren, denen natur- 
gemäß die möglichste Vermehrung des Wildstandes am Herzen liegt. 
Auf diese Vermehrung wurde aber auch durch direkte gesetzliche 
Vorschriften zum Schutze des Wildes, insbesondere durch die Einführung 
von Schonzeiten, hingewirkt. Da gleichzeitig sich aber auch diejenige 
Bodenfläche vermindert hat, auf der das Wild, ohne den Kulturen 
Schaden zufügen zu müssen, die erforderliche Nahrung finden kann, so 
geschieht die Wildhegung immer mehr auf Kosten der landwirt- 
schaftlichen und forstwirtschaftlichen Kulturen, ein volkswirtschaftlicher 
Uebelstand, der dadurch auch ein privatwirtschaftlicher Schaden für 
die Grundbesitzer wird, daß die Gesetzgebung mit Erfolg bestrebt war, 
die Ersatzansprüche der Landwirte wegen Wildschäden an immer 
schwerere Bedingungen zu knüpfen, ja sie in immer zahlreicheren Fällen 
ganz auszuschließen. 

Auf diese Weise wurde im Laufe des letzten halben Jahrhunderts 
das Verhältnis zwischen Jagd und Landwirtschaft konstant zum 
Nachteile der letzteren verschoben. Ueber die Wirkungen dieser über- 
mäßigen Begünstigung der Jagd und Wild hege sind die Meinungen 
allerdings geteilt. Die Bildung riesiger Jagdreviere in vielen Teilen 
der Alpen- und Sudetenländer, die starke Ueberhegung des Wildes, 
die Verdrängung des Viehes aus den Wäldern und Alpen, die Auf- 
forstung ausgedehnter Waidegebiete für Jagdzwecke, der Rückgang der 
Viehzucht, das Verschwinden des Bauernstandes, die Verarmung und 
Auswanderung der Bevölkerung infolge dieser Entwickelung — das 
sind die Momente, welche als Folgen der rechtlichen Begünstigung 
und des faktischen Ueberhandnehmens der Jagd von den Bauern- 
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freunden behauptet, von den Jagdfreunden bestritten. Leider ist es 
nicht möglich, diese Kontroverse mit Hilfe von exakten Zahlen zu 
entscheiden. Thatsachen, welche von der einen Seite als Symptome für 
die behauptete Entwicklungstendenz angeführt werden, werden von der 
anderen Seite für vereinzelte Ausnahmen erklärt. Das Jubiläumswerk 
vermeidet es nicht nur, zu dieser hochwichtigen Frage Stellung zu 
nehmen, sondern sogar, ihrer auch nur Erwähnung zu thun! 

Gereicht der Wildschutz der Landwirtschaft überwiegend zum 
Nachteile, so wird der Vogelschutz (L. Lorenz Ritter von L i b u r- 
nau) gerade im Interesse der Landwirtschaft gefordert. Die dies- 
bezüglichen Landesgesetze, zumeist aus dem Jahre 1870 stammend, 
haben indessen leider keinen großen Erfolg gehabt. Es ist insbesondere 
bisher nicht gelungen, durch internationale Abmachungen ein gleich- 
mäßiges Vorgehen aller Kulturstaaten zu erzielen und namentlich auch 
den Zugvögeln im Süden den erforderlichen Schutz zu verschaffen. 

Eine gewisse Analogie zur Jagd bietet die Fischerei (Ritter 
von Gerl). Doch nähren sich die Fische im Gegensatze zum Wild, 
durchaus von Stoffen, welche auf andere, rationellere Art nicht ver- 
wertet werden können. 

Dennoch kollidiert auch die Fischzucht mit anderen Erwerbszweigen, 
indem die Verwendung der Wasserläufe für Zwecke der Industrie und 
des Handels die Lebens- und Fortpflanzungsbedingungen der Fische 
großenteils aufhebt. Der so rege Schiffsverkehr stört die Ruhe des Wassers 
und seiner Bewohner; Flußregulierungen und Wild bach verbauungen, 
Stauwerke und sonstige Querbauten berauben die Fische ihres bis- 
herigen Aufenthaltes, machen es ihnen, wenn nicht besondere Vor- 
kehrungen getroffen sind, unmöglich, ihre gewohnten, im Oberlaufe der 
Gewässer gelegenen Laichstätten aufzusuchen ; Fabriken und andere 
Wasserbetriebe verunreinigen das Wasser und töten dadurch teils die 
Fische selbst, teils diejenigen Tiere, welche deren natürliche Nahrung 
bilden. Außerdem kann, wie die Wildpflege, so auch die Fischzucht auf 
kleinen Strecken rationell nicht durchgeführt werden, so daß hier wie 
dort die Zusammenlegung kleiner Reviere zu größeren erforderlich wird. 
Während also, wie wir gesehen haben, in der österreichischen Gesetz- 
gebung die Interessen der Jagd über die der Landwirtschaft durchaus 
den Sieg davongetragen haben, hat die Fischerei gegenüber dem Handel 
und der Industrie auf allen Punkten den Kürzeren gezogen; eine Er- 
scheinung, die nicht auf Gründe volkswirtschaftlicher Zweckmäßigkeit 
zurückzuführen, sondern lediglich daraus zu erklären ist, daß die sozial 
stärkeren Klassen in dem einen Falle auf der Seite der Jagd stehen, 
im anderen Falle dagegen die Fischerei als ein Hindernis empfinden. 

So ist denn im Laufe des 19. Jahrhunderts in Oesterreich so gut 
wie nichts zur Beförderung der Fischzucht geschehen; nur in einzelnen 
Kronländern hat man die Bildung größerer Fischereivereine angeordnet; 
nirgends besteht die Verpflichtung, die Abfallwässer zu reinigen, Durch- 
lässe durch die Regulierungsdämme, Fischpässe neben die Einbauten und 
Wehren, Fischgruben bei den Wehrkanälen anzubringen. Es befindet 
sich daher auch die Fischzucht in Osterreich in einem geradezu kläg- 
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lieben Zustande, die reichsten Fischwässer verarmen immer mehr, von 
einer rationellen Wasserwirtschaft ist keine Bede. 



Blicken wir zurück auf die Ergebnisse der Untersuchung. Auch 
in Oesterreich ist, wie wir gesehen haben, seit dem Jahre 1848 teils 
von der Gesetzgebung und der Verwaltung, teils von der Wissenschaft; 
und der Praxis viel geschehen, um die Landwirtschaft und ihren 
Betrieb zu fordern, sie rationeller und lukrativer zu gestalten. Zu- 
gleich haben wir aber auch erkannt, daß fast in jeder Hinsicht die 
Entwickelung sehr viel zu wünschen übrig laßt, daß das bisher Ge- 
leistete hinter den zu erfüllenden Aufgaben weit zurückbleibt, daß es 
großenteils wie an zweckmäßigen Gesetzen, wie an planvoll eingreifender 
Verwaltung, so auch an genügender allgemeiner und technisch- öko- 
nomischer Bildung fehlt, um die Landwirtschaft Oesterreichs auf die- 
jenige Stufe zu bringen, die ihr dank der natürlichen Bodenverhältnisse 
erreichbar wäre. 

Daraus ergiebt sich aber auch für die eingangs aufgeworfenen 
Fragen zum mindesten das eine Resultat, daß man die liberale Agrar- 
verfassung gewiß nicht als „die" Ursache der auf landwirtschaftlichem 
Gebiete vorhandenen Uebelstände bezeichnen darf. Wäre gleichzeitig 
für eine bauernfreundliche Ordnung der Servituts Verhältnisse gesorgt 
worden, für eine rationelle legislatorische Behandlung der agrarischen 
Gemeinschaften, für allgemeine Zusammenlegung der Grundstücke, für 
möglichste Erleichterung der Meliorationsthätigkeit , für wirksame Be- 
kämpfung der Tier- und Pflanzenschädlinge, für Zurückdrängung des 
schädlichen Wildstandes, für Hebung des allgemeinen und des speciell 
beruflichen, technisch-ökonomischen Bildungsniveaus der Bevölkerung; 
wären ferner die Ergebnisse der Landwirtschaftswissenschaft, die Fort- 
schritte der landwirtschaftlichen Betriebslehre, der Agrikulturchemie, 
der Züchtigungslehre u. s. w., wären die Verbesserungen der Hilfsmittel 
des Landwirtschaftsbetriebes , der Geräte , Maschinen , Düngemittel 
u. s. w. der landwirtschaftlichen Bevölkerung allgemein zugänglich 
gemacht worden, und hätten sie bei ihr auch allgemeinen Eingang ge- 
funden ; wäre weiter durch Arbeitsvermittelung, Arbeiterschutz, Unfall-, 
Kranken-, Alters- und Invaliditätsversicherung der Landarbeiter, durch 
innere Kolonisation, durch Annäherung der Kultur des flachen Landes 
an die Kultur der Städte u. s. w., die ländliche Arbeiterfrage einer 
Lösung näher gebracht worden; wäre endlich durch den Ausbau von 
Wasserstraßen, durch Regelung der Marktverhältnisse, durch Beseitigung 
der schlechten Wirkungen des börsenmäßigen Blankoterminspieles, durch 
Organisation des Getreidehandels, durch Schaffung eines Systemes von 
Lagerhäusern der Absatz der Bodenprodukte rationeller gestaltet worden 
und ließe sieh trotz der Erfüllung all dieser Bedingungen eine Notlage der 
Landwirte konstatieren, dann blieben wohl nur die liberale Agrarver- 
fassung und die auswärtige Konkurrenz als mögliche Ursachen für diese 
Notlage übrig. Da aber, wie sich ergeben hat, all die genannten Bedin- 
gungen nicht erfüllt sind, da zum Teile geradezu ihr Gegenteil verwirk- 
licht wurde, so ist, wenigstens für Oesterreich, der Beweis dafür nicht 
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erbracht, daß die Einführung des liberalen Agrarrechtes der Landwirt 
Wirtschaft von Schaden gewesen sei, geschweige denn, daß sie die vor- 
handenen Uebelstände hauptsächlich oder gar ausschließlich verschuldet 
habe. Freilich lehrt andererseits auch gerade die Geschichte der öster- 
reichischen Landwirtschaft, daß — sei es wegen, sei es trotz des Sieges 
des Prinzipes der rechtlichen Freiheit — das erhoffte goldene Zeitalter 
nicht eingetreten ist, daß die Agrarfrage, die man für immer gelöst zu 
haben glaubte, wenige Jahrzehnte später in anderer Gestalt wieder auf- 
getaucht ist Da liegt doch wohl der Gedanke nahe, daß die Be- 
deutung des Agrarrechtes von Freund und Feind überschätzt wurde 
und auch heute noch vielfach überschätzt wird, daß dagegen auf die 
anderen oben genannten, von der Agrarverfassung nicht direkt abhän- 
gigen Faktoren ein größeres Gewicht zu legen wäre, als jetzt zumeist 
geschieht. 
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